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Die Verkehrstechnik der Zukunft
Von Wlrkl. Geh. Rat Dr. jur. ehrenh. Hermann Kirchhoff,*)

Mit der jetzt zum Abschluß gelangten Reichsverfassung 
vollzieht sich auf allen Gebieten des öffentlichen und wirt- 
schaftliohen Lebens ein großer Ümwandlungsprozeß: lang­
sam, aber sicher!

Der Partikularismus wär dem Deutschen als Erbstück 
alter deutscher Geschichte mit in die Wiege gelegt. Die 
Landsmannschaft wurde Überall gepflegt. Innerhalb der 
kleinstaatlichen Grenzpfahle gediehen Kunst und Wissen­
schaft. Wer weiter wollte, ging nach Preußen, Dieser 
größte Partikularist gewährte den Vorgeschmack für ein 
.großes deutsches Reich als Einheitsstaat, Dort war alles 
VieRgroßzügiger, aussichtsvoller. Dies machte sich auch auf 
technischem Gebiete bemerkbar: die großen Fonds, die 
reichen Mittel, die aus den großen Betrieben herausgewirt- 
schaftet wurden, ergossen sich wie ein befruchtender Regen 
über das an sich arme Preußenland und wirkten anziehend 
auf die anderen an sich reicheren Länder, die sich aber nur 
ungern ihrer Selbständigkeit begeben wollten. Dieser Kampf 
zwischen Erhaltung der Selbständigkeit und. der größeren 
Wirtschaftlichkeit durch Vereinheitlichung ist in Deutsch­
land bis zum Ausbruch des Weltkrieges geführt worden, und 

zwar, je besser es den Ländern wirtschaftlich erging, desto 
mehr zugunsten der Erhaltung der Selbständigkeit.

Erst die ganze Wucht des jetzigen politischen und wirt- 
schaftlichen Zusammenbruchs hat Deutschland für den 
E i n h e i t s s t a a t reif gemacht. Träumer der Vorzeit malen 
zwar noch immer die Idylle der Kleinstaaterei aus und wollen 
uns glauben machen, in ihr läge die Rettung auch für das 
Deutschland der Zukunf t. Mit dieser Parole haben sie 
jetzt aber nur noch wenig Glück: die Zeiten reiten schnell 
und verlangen gebieterisch neue Grundlagen für einen großen 
Industriestaat. 70 Millionen Menschen, durch den Weltkrieg 
fünf Jahre lang der Friedensarbeit entzogen und, vom wirt­
schaftlichen Standpunkt aus betrachtet, zu Verbrauchern ge­
macht, wollen wieder eingerenkt und von neuem zu Lieferern 
erzogen, sein. Das geht nicht mehr im Rahmen des alten 
Partikularismus. Da muß jetzt ein kräftiger Einheitsstaat 
geschaffen und mit allen Abzeichen der Souveränität und 
Hoheitsrechte nach innen und nach außen ausgestattet werden. 
Dieser Einheitsstaat hat wohl noch Raum für freie deutsche 
Gaue mit weitgehenden Selbständigkeiten auf allen Gebieten 

' *) Das große Work der Vereinheitlichung der deutschen Eisenbahnen ist seit der Annahme der Reichsverfassung durch die Na­
tionalversammlung gesichert. Als .selbst Bismarck den partikularistischen Widerständen gegen , seinen Reichseisenbahnplan, naehgab; 
und sich mit der Verstaatlichung der preußischen Bahnen begnügen mußte, wurde der große Gedanke nur von wenigen, in erster Linie 
von K i r c h li o ff, hochgehalten. Immer und immer wieder ist er unermüdlich in Wort und Schrift, in Broschüren und Tageszeit-, 
sehtifton' für die Vereinheitlichung des deutschen Verkehrswesens eingetreten, hat den Boden ständig bearbeitet und Saat aus- 
gestreut, die nun aufgogangen ist. _ .

Auch als Wir hoch im Ueberfluß lebten, forderte Kirchhoff Einfachheit und Sparsamkeit; in Bescheidenheit hält er sich jetzt 
zurück, obgleich das Gelingen dos großen Werkes sein Verdienst ist. Mit jugendlichem 'Schaffensdrang wendet er sich nach erfolg­
gekröntem Abschluß jahrzehntelangen 'mühevollen Wirkens in der Vergangenheit in dem nachfolgenden Aufsatz der Zukunft zu. Seine 
Ausführungen, als die des erfolgreichen Verfechters eiiies großen Planes, werden des Interesses unserer Leser gewiß sein.

Die Schriftleitung.
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der Land es Verwaltung; er .kann 'diesen Gauen aber keine 
darüber hinausgehende, mit den großen Aufgaben des 
Reichs in Wettbewerb oder gar in Widerspruch tretende 
Nebenregierung zugestehen. Hieraus entsteht jetzt für weite 
Gebiete des wirtschaftlichen Lebens eine ganz neue Welt. 
Besonders die Verkehrs te chnik wird jetzt in ganz 
neue Bahnen gelenkt. Machen wir uns die F o 1 g e w i r - 
kungen der mit der Reichsverfassung vorgegangenen 
Aen der ungenauf verkehrstechnischem Ge­
bt e t einmal klar:

Mit dem wachsenden Wohlstand Deutschlands vor dem 
Weltkrieg wuchsen auch die Aufgaben der Verkehrstechnik. 
Welche Vervollkommnung zeigte sich auf allen Gebieten! 
Sprichwörtlich sagte man von den Eisenbahnen, wenn man 
aus dem Ausland kam: „In Deutschland fährt sich’s doch am 
besten!“ Ja, hinsichtlich des Komforts war bereits zu viel 
geschehen. Deutschland bot das Bild eines wirtschaftlichen 
Emporkömmlings, und dies Kleid stand dem Deutschen 
schlecht. Seinem ganzen Wesen nach paßt er viel besser in 
die gediegene, einfache Rolle eines schlichten, aber tüchtigen 
Mannes, der sein Fach versteht und es durch eisernen Fleiß 
zu etwas bringt, ohne damit zu protzen. Von Preußen sagte 
man: „es habe sich groß gehungert!“ Die vorbildliche Ein­
fachheit, wie sie dort derzeit in den höheren Beamten-, und 
Offizierskreisen herrschte, wirkte auch auf andere vorbild­
lich und strahlte aus in seinen Bauten und technischen Be­
trieben. Aber mit dem fortschreitenden wirtschaftlichen 
Aufschwung wurde dies vielfach durchbrochen, nicht zum 
Besten der Beamtenschaft. Eine der guten Folgen des Welt­
krieges, der uns sonst so viel Unheil gebracht hat, wird es 
daher sein, daß man zu den einfachen guten Sitten der Vor­
zeit zurückkehrt. Vorläufig ist davon allerdings noch nicht 
viel zu merken, im Gegenteil feiert die Ausartung gerade jetzt 
ihre größten Orgienaber Geduld! Not lehrt beten, die Zeit 
wird schon kommen, wo alles wieder auf einen schlichteren 
Ton gestimmt ist.

Dieser einfache, mehr aufs Praktische gerichtete Grund­
ton wird in Zukunft auch die gesamte Verkehrstechnik be­
herrschen müssen. ,

Wir können uns die prunkhaft ausgestatteten Stations­
gebäude und Personenzugwagen, die üppigen Dienstgebäude 
und -Wohnungen nicht mehr erlauben. Wir müssen zurück 
zur Einfachheit, gepaart mit praktischer Findigkeit. Der 
Verkehrstechnik erschließt sich jetzt eine ganz neue Welt.

Schon von lang her geht ein Zug zur Massenentfal­
tung durch die Welt. Was früher groß erschien, ist durch 
weitere Vereinheitlichungen klein geworden. Fortschreitende 
Syndizierungen, Konzernbildungen schaffen immer größer 
werdende Interessenkreise und machen kleinere Kreise 
wettbewerbsunfähig. Ob dieser Entwicklungsprozeß zu be­
grüßen ist oder nicht, danach werden wir nicht gefragt. 
Er ist einfach da und will beachtet sein. Ja, er wird jetzt 
nach dem Weltkriege noch ganz anderen Umfang annehmen.

Man muß sich einmal klar machen, vor welchen gewal­
tigen Aufgaben wir stehen:

Deutschland ist ausgehungert und verarmt — trotz dem 
scheinbaren Ueberfluß und Reichtum! Alle Läger sind leer, 
neue Vorräte, vor allem Rohstoffe, müssen in großen Massen 
wieder eingeführt, Kohlenvorräte von neuem gewonnen und 
mit den bei uns zu bearbeitenden Ganz- und Halbfabrikaten 
ausgeführt werden. Dieser ganze Wirtschaftsvorgang will 
im großen Stil in die Wege geleitet sein. Im großen 
Stil! Anders geht es nicht, sonst wirkt es nicht. Ihm 
stellen sich auf der ganzen Linie Schwierigkeiten in den 
Weg. Eine große Schwierigkeit, die zu überwinden, Ist der 
noch tief in uns Deutschen steckende partikularislische Geist. 
Wir können nicht umlernen, Wettbewerb —- sagen die Parti- 
kularisten — ist doch etwas Schönes, der schafft neues Leben 
der Einzelstaaten untereinander — als wenn wir noch im 
Ueberfluß lebten und erst noch der Anregung bedürften. In 
Wirklichkeit liegt es doch so, daß das wirtschaftlich aus­

gedörrte Deutschland neu befruchtet sein will. Das k a n n 
nureinheitlich geschehen. Der Mass e n bedarf 
führt zur Mass e n beschaffung. Hierauf muß jetzt auch das 
Augenmerk der Verkehrstechnik gerichtet sein.

Man bedenke nur, um welche Anlagen es sich allein bei 
der Wiederherstellung des Eisenbahnwesens handelt, welche 
Mengen an Oberbaumaterialien und Betriebsmitteln dabei er­
forderlich sind. Die Ersatzstücke und die dazu erforderlichen 
Milliardenfonds lassen sich nicht aus dem Boden stampfen. 
Deshalb habe ich auch den Vorschlag gemacht, im Hinblick 
auf die in Preußen angelegten 5 Milliarden jetzt einen neuen 
Typ von Eisenbahnschuldverschreibuugen zu. errichten, der 
aus den Betriebsüberschüssen seinen Zinsen- und Tilgung»- 
dienst bestreitet und deshalb einen guten Geldmarkt haben 
und, mit 3 Milliarden in einen neu zu bildenden Erneue­
rungsfonds eingelegt, sofort die Geldmittel zn einer 
großen Instandsetzung des gesamten Eisenbahnwesens bieten 
wird. Die verbleibenden 2 Milliarden könnten dann zur Aus­
stattung eines großen Eisenbahn b a u fonds verwendet, 
werden, so daß die Verkehrsteclmik s o f o r t die Mittel zu 
einer segensreichen Entfaltung ihrer Kräfte zur Vorfügung 
hätte. Diese Kraftentfaltung dürfte nur aufs Praktische 
gehen. Alles, was nicht unbedingt nötig ist, müßte vermieden 
werden. Dauerhaftigkeit müßte sichl mit Einfachheit paaren. 
Statt der vielen Schienen-, Schwellen-, Tjokomotiv- und 
Wagenarten müßten für ganz Deutschland möglichst wenige 
Einheitstypen erstrebt werden, wobei, selbstredend. die ver­
schiedenen Bedürfnisse des Gobirgs- und Flnchlandbetriobes, 
des Schnellzug- und Personenzng- sowie Güterzugverkelirs 
gewahrt sein wollen. Die partikularislische Sorge aber, daß 
dabei kleinere Versorgungsgebiote schlechter wegkämen als 
beim Kleinbetrieb, müßte endlich fallengelassen werden. 
Daß eine Fabrik wie Maffei beim Großbetriebe jemals ge­
schädigt werden könnte, erscheint mir ganz ausgeschlossen. 
Auch wird die Behördenorganisation und Zuständigkeit 
praktisch so zu gestalten sein, daß! Maffei nach wie vor ledig­
lich mit seiner Eisenbahnhehörde in München zu. tun hat. 
Worauf es jetzt ankommt, ist die Organisation und damit die 
Entfaltung der Verkehrstechnik im großen. Unsere deutsche, 
Verkehrstechnik steht so da, daß sie schon Mittel und Woge 
finden wird, um sich diesen veränderten Aufgaben anzu- 
passen. Man mache ihr nur die Balm frei, sie wird schon 
wissen, was sie zu tun hat.

Dios gilt nicht bloß von der Eisenbnhntcchnik, sondern 
auch von der W a s s e r b a u t e c h n i k. Auch für diese 
müssen große Fonds nach Art der von mir vorgesehlngenen 
neuen Schuldverschreibungen geschaffen werden. Solelm 
Kanalobligafionen worden ja nicht denselben guten Geld­
markt wie die Eisenbahn Obligationen haben, sich nher doch, 
mit den nötigen Sicherheiten versehen, zur Anlage von 
.Kanalbaufonds eignen und dort zur Ausgestaltung ehies er­
sprießlichen Wasserbaunetzes in Ergänzung des Eisonhalm- 
netzes segensreich wirken können.

Als neue Verkehrstechnik, die hierbei in den Kreis unserer 
Betrachtung gezogen sein will, _erwuchsen die Luft­
schiff a h r t und das ö f f e n 11 i e h e K r a f t f u 1) r - 
wesen. Ich begnüge mich hier damit, dies wenigstens nn- 
gedeutet zu haben.

Im ganzen — darf man also voraussagen —- geht die 
Verkehrstechnik einer großen Zukunft entgegen. Sie wird 
nur die Zeichen der Zeit richtig erkennen und danach ihren 
Kurs einstellen müssen. Ein wichtiger Faktor für ihr Ge­
deihen wird die Errichtung einer einheitlichen Lauf­
bahn für alle höheren Eisenbahnbeamten (einschließlich der 
administrativen) werden. Das künftige Verkehrswesen kann 
die Eifersucht zwischen einzelnen Zweigen der Verwaltung 
nicht mehr ertragen. Die Massenentfaltting, vor der das 
Verkehrswesen steht, verlangt eine mehr uni t arische 
Beamtenhierarchie. Ein einheitlich geschlossenes, gleich­
gefügtes Beamtenkorps ist als unbedingte Vorbedingung für 
ein gutes Gedeihen des Unternehmens anzusehen. Hier darf 
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es keinen Bureaukratismus, keinen Dilettantismus, keine 
Eifersüchteleien wegen vermeintlicher Bevorzugung eines 
Vcrwaltungszweiges vor dem anderen mehr geben. Hier 
müssen alle Anwärter' einheitlich herangebildet und je nach 
ihrer Veranlagung und Tüchtigkeit praktisch verwendet wer­
den. Auch dem mittleren und unteren Personal muh die Tür 
zu höheren Aufgaben offen stehen, wenn sie das Zeug dazu 
haben. Gerade in diesem Bereiche finden sich vorzügliche 
Kräfte, die sieh ihrem Können und Charakter nach zu höhe­
ren Vertrauensstellen eignen. Also auch für diese will die 
Bahn freigemaeht sein.

Die» neue Reichsverfassung bietet für alle diese Ziele die 
feste Grundlage: zum ersten Male ist in ihr das gesamte Ver­
kehrswesen als Reichssa.che verankert. Man kann es 
mir, der ich 35 Jahre dafür gekämpft habe, nachfühlen, 
welche Genugtuung mir diese Wendung bereitet. Noch ist 
die Verkehrsvereinheitlichung nicht verwirklicht. Noch 
ertönen auf Absonderung gerichtete Stimmen aus hinter uns 
liegender Zeit, die von heranziehender Landesherrlichkeit, 
Verpreußung, alles ausgleichendem Unitarismus sprechen. 
Den deutschen Gauen soll mit unserer Verkehrsreform ihre 
Eigenart doch gewiß nicht genommen, sie'sollen nicht tot 
gemacht, im Gegenteil sie sollen zu neuer Blüte gebracht 
werden. • Ihre L a n d e s behörden sollen in den örtlichen 
Verkehrsangelegenheiten weitestgehend selbständig sein. 
Nur in den g r o ß o n Verkehrsauf gaben soll die Reichs­
zentrale, zu der die Gaue ihre besten Kräfte entsenden, wirk­
lich souverän sein. Ist das „öder Unitarismus“, der alles 
Einzelleben ertötet? Wer so spricht, ist unheilbarer Parti­

kularist, der lieber sein großes Vaterland rettungslos seinem 
Schicksal überläßt, als daß er in seinem Egoismus etwas von 
seinen Gerechtsamen an die Gesamtheit abtritt. In Wirk­
lichkeit ist es aber nicht einmal ein Opfer für ihn, weil ihm. 
ja alles, worauf er berechtigten Anspruch hat, bleibt. Da 
es sich um die.Verwirklichung der Reichsverfassung in ihrem 
Verkehrsartikel handelt, dürfen wir die Hände nicht in den 
Schoß legen, wir müssen unseren Mitarbeitern, die sich von 
ihren partikularistischen Vorurteilen noch nicht, lossagen 
können, die Sachlage unentwegt klarmachen,' ‘die tendenziöse 
Darstellung, als wenn es sich hierbei um eine Verpreußung, 
Mediatisierung und öde Gleichmacherei handle, entschieden 
zurückweisen und sie auf eine höhere Warte führen, von wo 
aus die im einzelnen noch zu lösenden Aufgaben ein 
ganz anderes Gesicht erhalten.

Wir müssen uns jetzt überhaupt mehr an den Gedanken 
gewöhnen, daß Deutschland unser Vaterland ist. So­
wohl in ethischer wie materieller Beziehung müssen wir 
uns nach all dem Unglück und Märtyrertum noch enger an 
unser großes Vaterland anschließen. Ein tiefgehendes 
deutsches Gefühl treibt wunderbare „neue Blüten: die 
grausamen Ungerechtigkeiten rachsüchtiger Feinde gegen 
alles, was deutsch ist, fordern uns zu neuen Taten nicht der 
Revanche — das Wort kennen wir nicht—, wohl aber auf dem 
Gebiete des edlen Wettstreites heraus, und je reiner wir 
uns deutsch fühlen, desto erfolgreicher ringen wir uns zu 
zeitgemäßen Neubildungen auf politischem und wirtschaft­
lichem Gebiete .durch; die beste stolze deutsche Antwort auf 
die uns zugefügtän zum Himmel schreienden Unbilden!

Die Auswahl und Ausbildung des Fahrpersonals auf psychotechnischer Grundlage.
Von K. A. Tram.in, Betriebsingenieur der Großen Berliner Straßenbahn.

A. D i e Aus w ah 1 der Wagenf ü h r e r.
Don richtigen Mann an den richtigen Platz, dem rich­

tigen Mann die richtigen Arbeitsmittel, das ist die Losung 
des heutigen Wirtschaftslebens!

.Nur derjenige hat Arbeitsfreude in seinem Berufe, der 
die Gewißheit in sich trägt, allen Anforderungen gewachsen 
zu sein. Der obige Grundsatz ist ganz allgemein gültig; 
er findet also auch aut die Straßenbahn Anwendung. Die 
Auswahl des richtigen Mannes, in unserem Falle des Wagen­
führers, kann mit sehr einfachen Mitteln und ganz geringen 
Kosten für größere und kleinere Straßenbahnen durchgeführt 
werden. Für diesen Zweck hat der Verfasser bei der Großen 
Berliner Straßenbahn ein Ausleseverfahren für Wagenführer 
ausgebildet und praktisch mit bestem Erfolge im Betriebe 
erprobt,

1. D i o e r f o r d e r 1 i c h e n F ä h i g k e i t e n f ii r 
d i e W a g e n f ü h r u n g. Die Sinnestätigkeiten für die 
Wagenführung müssen aus den tatsächlichen Anforderungen 
des Führerdienstes und aus den Ursachen der Unfälle und 
Zusammenstöße abgeleitet werden. Wenn auch dem Betriebs­
leiter diese Fähigkeiten bekannt sind, so fehlt dem Lehr­
personal diese Kenntnis meistens vollkommen. Eine kurze 
Anführung der wichtigsten Fähigkeiten erscheint 
deshalb begründet.

Für die Wahrnehmung aller Fahrthindernisse sind beim 
Führer ein gutes Auge und ein genügendes Gehör not­
wendig. Damit die Verkehrshindernisse rechtzeitig wahr- 
genommen werden, ist eine ausreichende Aufmerksamkeit 
dringend erforderlich. Zur schnellen, richtigen Ausführung 
der Bedienungstätigkeiten in Gefahrsfällen bedarf es einer 
schnellen Entschlußfähigkeit, die nicht durch Schreckein­
wirkungen beeinflußt werden darf. Die richtige Ein­
schätzung der Entfernungen,. Krümmungen und sonstigen 

räumlichen Verhältnissen verlangt ein gutes Augenmaß und 
mehr noch, die räumlichen Verhältnisse müssen nicht nur 
gut wahrgenommen werden, sie müssen auch im Gedächtnis 
haften bleiben, damit der Wagenführer namentlich bei der 
Bedienung des Fahrreglers und der Bremse die örtlichen 
Streckeuverhältnisse im voraus berücksichtigen kanh.

Die Vorschriften und Signale setzen zu ihrer schnellen 
Erlernung und dauerhaften Beherrschung ebenfalls ein 
gutes Gedächnis voraus. Die Wahrnehmung der Wagenlauf- ■ 
fähigkeit, Anfahrbeschleunigung und Bremsverzögerung be­
dingen ein gutes Unterscheidungsvermögen für Bewegungen. 
Die richtige Bedienung des Fahrschalters verlangt außerdem 
eine genügende Gelenkempfindlichkeit für Armbewegungen. 
Schließlich erfordert die richtige Kenntnis der technischen 
Einrichtung der Betriebsmittel .gewisse technische Fähig­
keiten, damit Mängel an den Wagen, namentlich in Störungs­
fällen möglichst schnell erkannt und beseitigt werden. Alle 
angeführten Hauptfähigkeiten dürfen nur wenig durch die 
Dauer des Dienstes, ungünstige Witterurigs- und sonstige 
Arbeitsbedingungen, z. B. Tag- oder Nachtdienst, längere 
Pausen, zwischen den Mahlzeiten usw., beeinflußt werden, 
d. h. der Führer muß über ein hohes Maß körperlicher Aus­
dauer und Widerstandsfähigkeit verfügen. Nachdem vor­
stehend die wichtigsten Fähigkeiten aufgeführt sind, soll 
ihre Prüfung durch einige Beispiele näher erläutert 
werden.

2. Diepsychotech nischeAus Wahlprüfung 
hat den Eignungsgrad für jede wichtige Fähigkeit beim 
Wagenführerbewerber vor der Ausbildung im Fahrerdienst 
festzustellen. Durch diese Prüfung wird die Einstellung 
ungeeigneter Leute vermieden, die späterhin im Betriebe sich 
als unbrauchbar erweisen werden.

Die Durchführung' der Prüfungen wird bei der Großen 
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Berliner Straßenbahn in einer p s y ch o t e.ch n is ch e n 
P rü f un g s an s t a 11 vorgenommen. Die Anstalt, die man 
der Fahrschule ungegliedert hat, ist mit allen notwen­
digen Einrichtungen versehen. Abb. 1 zeigt den Teil einer 
A p p ar at e zus ammenstellung für e i n e P r ji - 
f ung.

Die Prüfung des Gesichts wird mit Hilfe der 
üblichen optischen Tafeln auf genügende Sehschärfe und 
Farb'enunterscheidung und Nachtblindheit vorgenommen. 
Außerdem wird durch kurzzeitiges Vorführen zweier 
in veränderlichem Abstand angeordneter Punkte die Weite 
des Gesichtsfeldes für indirektes Sehen festgestellt. Das 
Gehör wird auf Hörschärfe, Gehörumfang, Schallrichtungs­

Abb. 1. —Prühmg der EnfecKußfUhigkeit bä Sehne ckeinwirkungen miltols Kurzscbilußtlamuic.

erkennung und. Geräuschunterscheidung untersucht. Für 
diese Prüfungen wird teilweise das Ticktackgeräusch von 
gewöhnlichen Zeitzähleruhren als Einheitsschall verwendet.

Unter Reaktionszeit ist diejenige .Zeit zu verstehen, d|e 
der Führ er, von der .Wahrnehmung eines Zeichens (Signal^, 
Verkehrsmittels oder einer Gefahr bis zur Ausführung dbr 
verlangten Bedienungshandlung gebraucht. Diese Zeit wind 
mit . einer J/iooo-Sekunden-Uhr . gemessen, deren Auslösung, 
durchrdas Reizmittel und deren Stillsetzung durch den Be­
ginn der Bediehungsbewegung bewirkt .wird. . Die Prüfung 
wird auf-einem. Führer stand yorgenominen, der mit besonde­
ren '.Vorrichtungen • zur. Erzeugung . gewöhnlicher’. oder 
schreckhafter Licht, . und Schallzeichen ausgerüstet ist. ..

> Der .Prüfling wird-vor - dem Versuch in der Bedienung 
der :Fahr-:und .Bremshebel und. über , die .Bedeutung der ver­
wendeten Zeichen ünterwiesen...' Bei der' Prüfung gibt mah 
die. Zeichen plötzlich,.-der, Prüfling'hat alsdann die eingeübte 
Bedienung zu vollziehen.. Als Schreckreize werden. starke 
EuxzschluMammen, '.starke Geräusche oder : .FührerstanqJ- 
erschütteruhgen verwendet. Die. Beurteilung dieser. Prüfung 
erfolgt, nach, der; Reaktionszeit,. dem Verlauf der Bedienung^- 
bewegungen, der aufgewendeten Körperkräfi und den 
Schreekausdruckbewegungen. Für die Reaktionszeitmessun  ̂
wird: netierdings ein sehr , einfacher, und billiger Apparat 
angewep-defe Augenmaß wiijd-mit -Hilfe ■ einer, einfachen 
Vorrichtung festgestelit,- die,den Früfling.jzwingt, Bestimmte 
Entfernungen. nach -Vorführung', oder aus„dem Gedächt­
nis einzustellen oder’ , einzuteilen. Eine ganz her- 
ypryagende, Bedeutung hat das räumliche Vorstelluhgsver- 

mögen für die Wagenführung. Hier werden dem Prüfling 
kurzzeitig Bilder vorgezeigt, die unmittelbar nach der Vor­
führung' und später nach etwa W Stunde wiedererkannt, 
werden müssen. Einfache Gleispläne mit kleinen Modell­
wagen prüfen die räumliche Findigkeit an Hand der Rangier­
bewegungen. Der Umfang der für den Fahrerdienst so 
außerordentlich wichtigen Aufmerksamkeit wird durch eine 
Vorrichtung festgestellt, die dem Prüfling- Punkte in ver­
schiedener Anzahl und Anordnung kurzzeitig vorführt. Die 
Anzahl der richtig auf gefaßten Punkte gibt den Aufmerk­
samkeitsumfang an. In ähnlicher Weise muß der Prüfling 
mehrere Bewegungen auffassen und ihre Richtung erkennen.

Für die Bewertung der B e d i e n u n g s b e w e g u n - 
gen wird die Schnelligkeit, die Ge­
nauigkeit, die Uebungsfähigkeit und. 
die Uebungsfestigkeit an Hand der 
Gefahrbremse festgestellt. Die Wahr­
nehmung der Wagenlauffähigkeit wird 
auf einem fahrenden Wagen unter­
sucht. Der Prüfling , muß beschleu­
nigte oder verzögerte Bewognngs- 
änderungen erkennen.

Zur Feststellung der techni- 
s c h e n Begabung und Findigkeit, 
hat der Prüfling an Modellen einfacher- 
Zahnradgetriebe und Hebelüberselzun- 
gen bestimmte Aufgaben zu lösen. 
Außerdem finden noch besondere Prü­
fungen auf Orts- und Namcnsgedächl- 
nis, auf Bewegungsgenauigke.it-, 
Ruhe-, Gelenkempfindlichkeit, körper­
liche Ermüdung und Lageempfindlich­
keit für Neigungen und Steigungen 
statt.

Die aus den Versuchen abgelei­
teten Eignungsgrade dienen zur Be­
wertung aller Prüfungen. Bei gerin­
gen Prüflingsanzahlen werden die 
Prüfungsergebnisse den Eignungs­
graden entsprechend nach Rangord­
nungen geordnet. 'Wie einfach die-

Prüfungsmittel für derartige Ausleseprüfungen sein können, 
zeigen die liier angestellton Fahrmeisterprüfungen. Eino- 
Taschenuhr, eine, Stoppuhr, einige Zeitungsausschnitte, dB 
Adreßbuch, eine • Autohupe und je ein Trieb- und Beiwagen, 
genügten zur Feststellung der Fahrmeisterfähigkeiten.

Die Untersuchungszeit eines Prüfling« dauert jetzt mir 
kJ—% .Stunde. Derartige Prüfungen sind bei der Großen 
Berliner Straßenbahn für die Auswahl der Führerlehrlinge, 
der Schaffner]ehrlingo, Führeranwärter und Fahrmeister­
anwärter in ständiger Anwendung. Bisher wurden etwa. 
1000 Leute mit bestem Erfolge geprüft.

Die Vorzüge solcher P r ü f u n g e n für den prak­
tischen Straßenbahnbetrieb lassen sich kurz zusammenfassen:.

aj Erhöhung der Betriebssicherheit, 
b) Verringerung.der Betriebskosten, 
c) Vermeidung der Anstellung ungeeigneter und daher 

arbeitsunjustiger und betriebsgefährlichoT Loute,
d) Vermeidung unnützen Zeitverlustes für die nicht zur» 

Führerdtenste geeigneten Leute,
e) gerechte Beurteilung der Fähigkeiten der Leute, 
f) einwandfreie Führung des Entlastungsbeweises vor 

.Gericht bezüglich § 831 des B.G.B.
B. Die Ausbildung der Wagenführer,

Jede. Anleitung und Ausbildung eines für den Beruf des 
Straßenbahnführers nicht geeigneten Mannes ist von vorn­
herein überflüssige Arbeit. Das Ziel der Ausbildung ist, 
dem Führerlehrling in der kürzesten Zeit zweckmässiges 
und dauerhaftes Wissen und Können für die Wagenführuug 
zu geben. Um. diese Absicht in die Tat umzusetzen, wurde
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Abb. 2. — Die Erlernung der Signale um Stre ekenbild e um:1 Hebung der erfoixleadlichen 
BedGenangsgijiffe.

daran gegangen, den Verlauf des gesamten Unterrichts nad^ 
psychotechnischen Grundsätzen zu regeln. Hierzu war zu­
nächst notwendig, daß für jede Tätigkeit die beste Art der 
Ausführung ermittelt wurde. Alle unzweckmäßigen.Gewohn­
heiten wurden über Bord geworfen und durch zweckmäßige, 
wissenschaftlich begründete Verfahren ersetzt. Der ganze 
Verlauf des Unterrichts wurde bis ins kleinste festgelegt. 
Zunächst mußte das alte Lehrpersonal für das-neue Ver­
fahren umgebildet werden. Dies geschah in der Weise, daß. 
ein besonders befähigter Fahrmeister ausgebildet wurde, 
dem nachher die Umbildung der anderen Uebungsf ahrmeister 
übertragen wurde. Der Uebergäng vom alten zum neuen 
Verfahren dauerte etwa ein Jahr. Da das alte Lehrpersonal 
schwer von den früheren Lehrgewohn­
heiten abzubringen wär, ging man spä­
ter dazu über, neues Lehrpersonal für 
das Verfahren von vornherein gründ­
lich auszubild'en.

Der gesamte Unterrichtsverlauf 
ist in einem Lehrplan festgelegt, der 
die Verteilung des Unterrichts- und 
Uebungsstoffes genau regelt. Ordnung 
und Ueberwachung des Unterrichts 
werden durch1 eine Unterrichtsordnung 
geregelt.

1. Durchführung des Un­
terricht s. Für die Erlernung des 
Meissens und für die Einübung des 
Könnens wird scharf auf eine sinn­
fällige Darstellung aller Lehrstoffe 
geachtet. Dem Führerlehrling wird 
der neue Lehrstoff stets so zugeführt, 
daß er ihn möglichst sichtbar, hörbar 
und fühlbar in sich aufnehmen kann. 
Hierdurch werden die Vorstellungen 
nicht nur schnell vertieft, sondern 
auch erfaßt. So werden beispielsweise 
die Rangiervorschriften an Hand von 
Gleisanlagen- - und Wägenmodqllen. 
gleich in der vorgeschriebenen Ran­
gierbewegung dem Lehrling . v.orge-.

führt. Der Lehrling hört hierbei auf' 
die Erklärungen des Fahrmeisters; er' 
sieht die, räumlichen Stellungen der 
Wagen und verfolgt ihre Bewegung. 
Die Erlernung der Signale erfolgt an 
Hand eines Streckenbildes. — (D. R. G. 
M. Abb. 2.) -- Die auf dem Strecken­
bilde dargestellten Signale, Hinder­
nisse usw. werden von einer, den Lehr, 
lingen nicht sichtbaren Schalttafel aus 
erleuchtet und sichtbar gemacht. Der 
Lehrling sieht also zunächst das Zeh 
chen auf dem Streekenbilde und übt 
daraufhin die hierfür, erforderlichen 
Bedienungsgriffe ein. Es ist klar, daß 
Zeichen, die der Prüfling in stets 
wechselnder’ Reihenfolge wirklich vor 
Augen, hat, sich ihm ganz anders ein* 
prägen, als wenn er in seiner Tätig­
keit am Fahrschalter ununterbrochen 
neue seitwärts an ihm vorbeiziehende 
Signale beobachten muß. Abb. 3 läßt 
erkennen, wie die vor dem Führerstand 
stehenden Uebungsfahrmeister die Be­
dienungsgriffe der Lehrlinge genau 
überwachen und richtigstellen. '

In dieser Weise sind sämtliche 
Stoffe sinnfällig dargestellt, so daß 
es sich hier um eine „Tatschule“ im

wahrsten Sinne des Wortes handelt.
2. Die Einübung-der Bedienungstätig-’ 

keilen. Bisher übte der Lehrling die Wagenführungs­
tätigkeiten auf einem fahrenden Wagen ein und erlernte sq- 
gleichzeitig neue Bedienungsgriffe, Gewöhnung .an die 
Wagenbewegung und Aufmerksamkeit für die Bedienungs- 
und Streckenverhältnisse. Mehrere verschiedene Tätigkeiten 
gleichzeitig zu erlernen ist. aber sehr schwer. Das zeigte 
auöh diese Ausbildung. Die Lehrlinge führten selbst nach 
langer Uebungszeit immer noch schlechte Griffe aus. Man 
ging deshalb dazu über, die verschiedenen Tätigkeiten ein­
zeln, und zwar zunächst in der Fahrschule, einzuüben. Be­
dienungsgriffe und Signale wurden auf einem ruhenden

Abb. 3-—1 Das Einüben der-Bedienungsgriffe am Gruppenfütoerstand,
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Führerstand eingeübt. Bei Gegenüberstellung zweier Lehr­
lingsgruppen, die nach der neuen und der alten Lehrweise 
ausgebildet wurden, zeigte es sich, daß die nach dem neuen 
Verfahren ausgebildete Gruppe nicht nur viel .schneller 
lernte, sondern auch einheitliche Bedienung auf wies, 
während die andern Lehrlinge sehr zurück waren. Es 
konnte auch die Beobachtung gemacht werden, daß die Lehr­
linge die neue Ausbildungsform entschieden bevorzugten. 
Um den Uebungseinfluß noch mehr zu steigern, wurde ein

Abb. 4. — Uebung der Bedienungsgriifo für das Stellen der Welchen.

Gruppenführerstand gebaut, — Abb. 3 und 4 — an dern- 
gleichzeitig acht Lehrlinge üben. Durch diese Massen­
übungen wurde nicht nur der Wetteifer angespornt, sondern 
auch eine vollkommen gleiche Ausführung aller Bedienungs- 
handlungen erreicht. Sämtliche Griffe werden hier 
eingeübt,. dann erst kommt der Lehrling auf den fahren- 
den Wagen. So zeigt beispielsweise Abb. 4 Lehr­
linge beim Einüben der Griffe für das Stellen der Weichen. 
Abb. 2 läßt erkennen, wie diese Hebungen mit1.'der prak­
tischen Erlernung der Signale verbunden werden.. Für die 
Vorführung der Signale dient das auf Abb. 2 ersichtliche 
Streckenbild.

3. Die Gewöhnung an die Gefahrbedin­
gungen. Jeder Betriebsfachmann weiß aus eigener Er­
fahrung, wie kopflos und unbeholfen sich sonst recht gute, 
alte Wagenführer benehmen, wenn sie erstmalig einer Ent­
gleisung, einem F ahr s ch a 1.t er br an d e oder ähn­
lichen Gefahren begegnen. Der Grund hierzu liegt 
darin, daß die Gefahrerscheinungen für den Führer voll­
kommen neu sind, so daß er zunächst Über das Ungewöhn­
liche staunt. Hier greift das neue Verfahren planmäßig ein, 
es führt dem Lehrling schon bei der Ausbildung betriebs­
ähnliche Gefahr- und Schreckbedingungen vor und gewöhnt 
ihn an die hierfür notwendigen Entschlußhandhmgen. Die 
Gruppenführerstände sind zu diesem Zwecke mit Vorrich­
tungen ausgerüstet, äie starke S.chreckbedingungen erzeugen 
können.. So kann man den Führerstand; plötzlich stark er- 
sehüttern. lassen, um etwa Entgleisungen vorzutäuschen. 
Weiter werden starke Kurzschlußflammen oder starke, ver­
schiedenartige Geräusche zur Nachahmung von Wagen­
bränden oder Verkehrsmittel- und Straßengeräuschen dem 

Lehrling plötzlich vorgeführt, der beim Erscheinen der Ge­
fahrreize die verlangten Bedienungshandlungen auszu­
führen hat. Bei der Erprobung der Schreckvorrichtungen 
führten die alten, erfahrenen Führer, ohne daß sie vorher 
irgendwelche Anweisungen erhalten hatten, die gewünschten 
Griffe aus. Ein Beweis dafür, daß der beschrittene Weg 
richtig gewählt ist.

4. Die F a h r ü b u n g e n. Nachdem die Bedienungs­
tätigkeiten genügend eingeübt sind, kommt der Lehr­

ling auf den fahrenden Wagen. 
Die eigentlichen Fahrübungen be­
ginnen mit Entfernungs- und. Bewe­
gungsschätzungen. Hierbei werden 
die vom Verfasser gesammelten 
Sinnestäuschungsfälle für Unter- und 
Ueberschätzung den Lehrlingen 
durch Beispiele besonders erläutert. 
Alsdann beginnen die Hebungen mit 
Auslauf- und Bremsversuchen der Wa­
gen, damit von. Anfang an richtige Vor­
stellungen dieser Grundelemente beim 
Lehrling entwickelt werden. Später 
erfolgen Hebungen in der Beurteilung 
der Wagenlauffähigkeit, mit leicht und 
schwer laufenden oder schlechtbrem­
senden Wagen. Die Gewöhnung an 
die Streckenverhältnisse erfolgt durch 
das Abfahren eines bestimmten 

, der einen 
gleichmäßigen Uebergang vom Leich­
ten zum Schweren gewährleistet. Die 
größte Aufmerksamkeit wird der Ver- 
meidung von Zusammenstößen, Un­
fällen und Betriebsstörungen gewid­
met. Gefährliche Stellen werden dem 
Lehrling eingehend erklärt und bild­
liche Darstellungen der häufigsten 
Betriebsstörungsfälle eingehend be­
sprochen. Ebenso werden Hebungen in 

Uebungsstreckenplan.es

der Befreiung Verunglückter, im Eingleisen von Wagen und 
in der Behebung von Verkehrsstörungen praktisch eingeübt. 
Die Ausbildung schließt mit einer psychotechnischen und 
einer mündlichen Prüfung. Nachdem der Fahrer nach etwa 
10 Tagen beim Lehrfahrer sich Vertrautheit auf den ver­
schiedenen Strecken angeeignet hat, erfolgt nochmals eine 
fahrtechnische Prüfung auf einem Probewagen.

Auf Grund dieser Umgestaltung des früheren Aus­
bildungsverfahrens konnte die Ausbildungszeit wesentlich 
herabgesetzt werden, wodurch namentlich bei den augen­
blicklich sehr hohen Löhnen recht erhebliche Ersparnisse 
erzielt worden sind.

Augenblicklich sind Vorarbeiten im Gange, nach. Art 
der Begabtenschulen für besonders befähigte Lehrlinge eine 
schnellere Ausbildung einzuführen.

Die Vorzüge des Ausbildungsverfahrens 
lassen sich auch hier kurz zusammenf assen:

a) Geringste Ausbildungskosten.
b) Kürzeste Ausbildungszeit.
c) Vereinheitlichte, zweckmäßigste Ausbildung.
d) Geringer Bedarf an Lehrwagen und Strom.
e) Möglichste Schonung der Lehrwagen..
f) Lange Uebungszeiten für jeden Lehrling.
g) Planmäßige Gewöhnung an die Gefahrbedingungen.
Weitere psychotechnische Arbeiten über die Auswahl 

von Schaffnern, die Bedeutung der Sinnestäuschungen für 
die Wagenführungj den zweckmäßigsten Farbton für den 
Wagenanstrich und den .besten Führerstand sind in Vor­
bereitung und nahezu abgeschlossen. Die Veröffentlichung 
dieser Untersuchungen erfolgt später.

Uebungsstreckenplan.es
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Die gesetzliche Regelung des Verkehrs mit Kraftfahrzeugen.
Von Geh. Baurat Nessenius, Hannover.

In Nr. 12 des Jahrgangs 1919 der Zeitschrift für Trans­
portwesen und Straßenbau bespricht der beratende Ingenieur 
und Nationalökonom Herr Müller-Neuhaus die „-gesetzliche 
Regelung der Beziehungen zwischen Kraftfahrzeugen und 
Straßenabnutzung“ und weist auf die bekannten Schwierig­
keiten hin, die naturgemäß aus den Interessengegensätzen 
der Fahrzeughalter und der Wegeunterhaltungspflichtigen 
erwachsen müssen. Er betont die Notwendigkeit, einen Aus­
gleich herbeizuführen, den aber die bisherige Handhabung 
von Recht und Verwaltung niemals bewirken könne. Man 
dürfe in den maßgebenden Verordnungen nicht mehr ;,vom 
Fahrzeug und seinen Eigenschaften“ sprechen, sondern müsse 
„als Rechtssubjekt den Menschen nehmen, der das Kraft­
fahrzeug in Gebrauch nimmt.“ Zusammenfassend stellt Herr 
Müller-Neuhaus zunächst folgende 3 Thesen auf:

L Die Reichsverordnungen verzichten auf jedwede Be­
stimmung technischer Art, die geeignet sein könnte, die zu­
künftige Bauart der Kraftfahrzeuge und deren 
Wirkungsweise irgendwie zu beeinflussen;

2. der Gebraucherde s Kraft fahr zeugs haftet 
für jeden Schaden, den er mit seinem Fahrzeuge anrichtet, 
also auch für B e s c h ä d i g u n g. d e r F a h r b a h n ;

3. der Eigentümer (Unterhaltungspflich­
tige) einer Fahrbahn haftet für jeden'Schaden und 
Nachteil, der dem Benutzer aus einem mangelhaften 
Zustande der Fahrbahn erwächst.

Da aber diese Thesen nur die allgemeine Lösung der 
Aufgaben enthalten, sei es unumgänglich notwendig, für die 
Einzelfälle eine besondere Einrichtung zu treffen, und zwar 
müsse durch das Urteil eines technischen Ausschusses — 
Ueberwachungsausschusses — entschieden werden, ob im 
Einzelfalle ein Schaden auf Einzelheiten des Fahrzeugs oder 
auf den mangelhaften Zustand der Fahrbahn zurückzufüh­
ren Ser.

Ich glaube, jeder Straßenbausachverständige wird mir 
darin zustimmen, daß derartige Maßnahmen, so bestechend 
sie zuerst scheinen mögen, praktisch ganz undurch­
führbar sind.

Zuerst die Schadenersatzpflicht der Ge­
brauch er der Kraftfahrzeuge (These 2). Um zu 
zeigen, mit welchen Schwierigkeiten der technische Ausschuß 
zu kämpfen haben würde, soll ein bestimmtes Beispiel aus 
allerletzter Zeit angeführt werden, bei dem die Verhältnisse 
noch ziemlich einfach liegen: Auf der Hannover—Walsroder 
Chaussee zwischen der hannoverschen Stadtgrenze und der 
Fliegerkaserne vor Langenhagen wurde von der Provinzial­
verwaltung im Herbst 1917 und im Frühjahr 1918 auf einer 
500 m langen Strecke das alte Kleinpflaster mit besten Basalt­
kleinpflastersteinen erneuert. Dieses Pflaster ist durch den 
sehr lebhaften Verkehr der eisenbereiften Lastkraftfahr­
zeuge der Heeresverwaltung so stark mitgenommen, daß 
schon jetzt nach reichlich Jahresfrist umfangreiche Schlag­
löcher vorhanden sind, die der Ausbesserung dringend be­
dürfen. Daß die ganz übermäßige Abnutzung des Pflasters 
in der Hauptsache auf die Kraftfahrzeuge zurückzuführen 
ist, steht schon deshalb außer Zweifel, weil das auf der 
Chaussee jenseits' der Fliegerkaserne liegende, schon 1903 
angelegte Kleinpflaster noch jetzt in leidlich gutem Zustande 
ist. Nach den jetzt geltenden Bestimmungen fallen die auf 
5000 M. veranschlagten Instandsetzungskosten des Klein­
pflasters ohne weiteres der Provinz zur Last, weil die zum 
Gemeingebrauche der Straßen zugelassenen Fahrzeuge der 
Heeresverwaltung nicht gegen die vom Bundesrat erlassenen 
Bestimmungen verstoßen haben.

Nach den neuen Vorschlägen würde der Ueberwachungs- 
ausschuß entscheiden müssen,, wer den Schaden zu tragen hat. 
Wo liegt die Grenze, an der die ordnungsmäßige Abnutzung 
aufhört, und der Schaden beginnt, für dessen Beseitigung 
der Automobilbesitzer aufzukommen hat? Kann der schnelle 
Verschleiß des Kleinpflasters als ein solcher Schaden ange­
sehen werden, oder sind als „Schäden“ überhaupt nur augen­
fällige einmalige Beschädigungen anzusehen, wie z. B. die 
Beschädigung einer Brücke oder die Zerstörung eines Durch­
lasses? Meines Erachtens muß im Sinne der neuen Vor­
schläge die Heeresverwaltung ersatzpflichtig erklärt werden, 
obgleich der durch jedes einzelne Fahrzeug bei jeder ein­
zelnen Fahrt angerichtete Schaden nur gering sein kann. 
Wenn so entschieden werden wird, muß versucht werden, zu 
ermitteln, welcher Teil der Instandsetzungsarbeiten auf die 
Heeresverwaltung entfällt, weil man ihr mit Rücksicht auf 
den sonstigen lebhaften Verkehr auf jener Strecke doch nicht 
die Gesamtkosten zur Last legen kann?

In Richtung der- Stadt schließt an die besprochene Strecke 
eine ungefähr ebenso alte 300 m lange städtische Klein­
pflasterstrecke, die im letzten Frühjahr schon so schlecht 
geworden war, daß sie erneuert wurde. Die seitens der Stadt 
aufgewandten Kosten sind natürlich, auf die Längeneinheit 
der Straße bezogen, viel höher als die Rosten der Provinz, 
so daß die von der Heeresverwaltung zu zahlende Entschä­
digung für die Einheit der beförderten Lasten, also für jedes 
Tonnenkilometer, sich viel höher stellen müßte als die der 
Provinz zufließenden. Müssen nun der Stadt und der Pro­
vinz die so berechneten verschiedenen Kosten ohne weitere 
Prüfung der Notwendigkeit oder Zweckmäßigkeit der aus­
geführten Arbeiten erstattet werden, oder hat die Kommission 
Abzüge zu machen, soweit sie die von der Bauverwaltung 
ausgeführten Arbeiten für über das wirkliche Bedürfnis hin­
ausgehend, für zu umfangreich, für unzweckmäßig oder gar 
für mangelhaft hielt?

Und wenn alle diese Zweifel behoben sind, so tritt noch 
eine neue grundsätzliche Frage hervor : Muß nicht, nachdem 
l'ür die zerstörten Strecken die Schädlichkeit der Automobile 
grundsätzlich festgestellt und die für jedes Tonnenkilometer 
zu zahlende Entschädigung ermittelt ist, auch für die an­
schließenden Strecken ein Schadenersatz gezahlt werden? 
Auch hier liegt ja zweifellos eine starke Abnutzung vor, 
wenn auch offensichtliche, soforiige Abstellung erfordernde 
Schäden noch nicht zutage treten.

Nun möge man sich aber die Schwierigkeiten vergegen­
wärtigen, die sich einer einwandfreien S c h a d e n e r m i 11 - 
lung unter verwickelten Verkehrsverhältnissen entgegen­
stellen. Auf einer älteren Straße möge ein lebhafter Ver­
kehr von gewöhnlichen Lastfuhrwerken und Lastkraftfahr­
zügen stattfinden, der im Laufe der Jahre die Steinbahn schon 
stark abgenutzt, aber noch nicht verbraucht hat. Ein paar 
schwere Kraftfahrzeuge verschiedener Art kommen hinzu, 
etwa ein 10 t schweres, mit glatten Eisenteifen ausgestai- 
tetes Fahrzeug, das mit einer Geschwindigkeit von 15 km/Std. 
fährt, und ein 5 t schwerer, schnell fahrender Personenomni­
bus mit. Vollgummibereifung. Nachdem der neue Verkehr .be­
reits zu offenkundigen Schäden geführt hat, möge ein schwe­
rer Lastzug mit geriefelten Radreifen ’ hinzukommen. In 
kurzer Zeit sind die leichter gebauten Strecken der. Straße so 
weit zerstört, daß eine völlige Erneuerung nötig wird, anders 
bedürfen der Ausbesserung, die widerstandsfähigeren können 
den Verkehr noch einige Zeit ertragen. Es steht außer Zwei­
fel, daß die Benutzer für den durch die drei letztgenannten. 
Fahrzeuge angerichteten Schaden aufkommen müssen. Aber
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wie können die auf sie entfallenden Kosten einwandfrei er­
mittelt werden, wie sind diese von den der Straßenbauver- 
waltung durch die Instandsetzung der Straße erwachsenden 
die drei Fahrzeugunternehmer zu verteilen? Oder müssen 
auch die übrigen auf derStraße verkehrenden Lastkraftfahr- 
zeuge herangezogen werden? Irgendeine einwandfreie Be­
gründung muß doch gefordert werden, wenn auch die Kom­
mission, wie Herr- Müller-Neuhaus vorschlägt, „sich lediglich 
auf technisch wissenschaftliche Erkenntnis zu stützen hat 
und an keinerlei Dogmen gebunden ist.“

Und nun die Schadenersatzpflicht der Stra- 
ß e n u n t e r h a 11 u n g s p f 1 i c h t i g e n gegenüber 
den Benutzern der K r a f t f a h r z e u g e (These 3). 
Auch hier soll mit einem praktischen Beispiel begonnen 
werden ;

Vor einer längeren Reihe von Jahrön hatte ein Land­
straßenwärter im Kreise Lüneburg im Pflaster einer Land­
straße einen Röhrenkanal erneuert und abends, da es an Zeit 
fehlte, noch an demselben Tage das Pflaster wieder herzu­
stellen, die Baugrube mit Kies ausgefüllt und festgestampft. 
Eine Stunde später wurde die Stelle von einem Automobil 
überfahren, wobei ein Reif platzte. Der Automobilbesitzer 
strengte einen Prozeß an, und der Wärter wurde schließlich 
vom Landgericht zu Lüneburg zur Leistung von Schaden­
ersatz verurteilt, weil das Gericht — meines Erachtens durch­
aus zu Unrecht — annahm, daß ihn ein Verschulden an 
dem Platzen des Reifs treffe. Derartige Ansprüche sind bis­
her nur in seltenen Ausnahmefällen geltend gemacht worden, 
sie würden aber in ungezählten Fällen, z. B.. auch bei Maschi- 
nendefekten, erhoben werden, wenn die Straßenbauver­
waltungen grundsätzlich auch ohne besonderes Verschulden 
für alle Schäden aufkommen müßten, die „aus einem mangel­
haften Zustande der, Fahrbahn erwachsen”. Die Kommission 
müßte dann in jedem Einzelfalle untersuchen, ob .der Unfall 
wirklich auf den Zustand der Straße zurückzuführen sei oder 
auf nachlässiges Fahren des Kraftwagenführers, oder ob der 
schadhaft gewordene Teil des Fahrzeuges schon schadhaft 
oder verbraucht war, daß kein besonderer Anlaß mehr erfoi 
derlich war, um den Schaden herbeizuführen — eine meines 
Erachtens praktisch undurchführbare Aufgabe.

Noch viel schwieriger müßte die Entscheidung zu treffen 
sein,, wenn es sich nicht um einmalige Schäden, sondern um 
eine .Entwertung der Fahrzeuge durch übergroße 
Abnutzung handelt, weil — ebenso wie bei der Abnutzung 
der Straßen —die Festlegung einer Grenze zwischen der zu­
lässigen und der übergroßen Abnutzung immer mehr oder- 
weniger willkürlich sein würde, und weil sich schwerlich 
mit Sicherheit ermitteln ließe, ob und wieweit die etwaige 
übergroße Abnutzung wirklich auf den Zustand der Straße 
auf Nachlässigkeit des Fahrers oder auf Mängel des 
Materials zurückzuführen sei. Welchen Teil der Kosten soll 
der Straßenunterhaltungspflichtige tragen, wann z. B. die 
Gummibereifung eines Fahrzeugs auf scharfkantigem Stein­
schlagmaterial zu schnell abgenutzt ist, oder wenn beweg­
liche Maschinenteile durch die Erschütterungen auf holperi­
gem Pflaster zu schnell verbraucht werden? Wie ist es 
möglich, die dem Automobilhalter erwachsenden Mehrkosten 
zu ermitteln, wenn innerhalb einer regelmäßig durchfahrenen 
langen Strecke ein kurzes Stück schadhaft ist? Soll viel­
leicht, was nach dem- Wortlaute der Vorschläge möglich 
scheint, der Straßeneigentümer auch für den „Nachteil” auf­
kommen, der dem Fahrzeuggebraueher etwa dadurch 
wächst, daß sein Fahrzeug, um eine schadhafte oder zu 
schwache Straßenstrecke zu vermeiden, einen Umweg 
machen muß?

Ist es denkbar, die Straßenunterhaltungspflichtigen dafür 
verantwortlich zu machen, daß ihre Straßen, die früher unter 
'ganz anderen Verhältnissen für einen ganz anderen Verkehr 
erbaut waren und dessen berechtigten Forderungen genügten, 

den zurzeit zweifellos übertriebenen Ansprüchen des Auto­
mobilverkehrs nicht gewachsen sind? Können sie dafür auf- 
kommen, wenn die Automobile darunter leiden, daß sie unge­
eignete, gar nicht für sie erbaute Straßen befahren?

Unter allen Umständen würden die Entscheidungen der - 
Kommission eine unerschöpfliche Quelle der unerfreulichsten 
Streitigkeiten bilden, kaum jemals würde die zum Schaden­
ersätze heranzuziehende Partei sich dem Urteile der Kom­
mission gutwillig unterwerfen.

Der zweifellos sehr bestechende Gedanke, den LastkraL- 
fahrzeugen eine möglichst große Bewegungsfreiheit zu ge­
währen und ihnen durch die Aufhebung aller auf ihre Bau­
art und Fahrgeschwindigkeit bezüglichen Vorschriften jede 
Entwicklungsmöglichkeit zu eröffnen, ist aber auch, aus polt- 
zeliichen Gründen nicht durchführbar. Selbst die unter dem 
Drange der Verhältnisse kürzlich erlassenen, nach der An­
sicht der Straßenbauverwaltungen viel zu weit gehenden 
Verordnungen, die schwere Straßenlokomotiven zum Ge­
meingebrauch der Straßen zulassen, bestimmen, daß die für 
diesen Verkehr ihrer Bauart nach ungeeigneten Straßon- 
strecken und Brücken zu sperren sind. Eine derartige Vor­
schrift müßte unbedingt auch bei der Durchführung der 
neuen Vorschläge für alle Kraftfahrzeuge erlassen werden, 
ran zu verhindern, daß einerseits der öffentliche Vorkehr 
durch etwa von- den Kraftfahrzeugen ungerichtete Schilden 
unterbrochen wird und andererseits diese selbst und ihre 
Führer z. B. beim Einsturz zu schwacher Brücken oder beim 
Einbrechen von Kanälen ernstlich zu Schaden kommen. 
Dadurch würde aber wieder die Bewegungsfreiheit der Fahr­
zeuge stark beschränkt worden. Allein im Rogierungsbozirk 
Hannover sind z. B. von der Provinzialverwaltung dem Re­
gierungspräsidenten auf den Provinzial- und Kreisstraßen 
nicht weniger als 38 Brücken und Durchlässe und 39 Straßen- 
strecken bezeichnet, die auf Grund der vorgenannten Polizoi­
verordnung für alle mehr als 9 t schweren Straßonlokomo» 
tiven zu sperren sind.

Es ist selbstverständlich, daß die Straßenbauverwaltun­
gen den Bedürfnissen des Kraftfahrverkohrs, soweit os in 
ihren Kräften steht, entgegenkommen, und daß sie die 
schwachen Brücken verstärken oder erneuern und diejenigen 
Straßen, auf denen ein lebhafter Verkehr mit Kraftfahr­
zeugen stattfindot oder auch nur zu erwarten ist, hach Mög­
lichkeit den neuen Verhältnissen anpassen müssen. .'.Ebenso 
selbstverständlich ist es aber, daß dieses t— ganz abgesehen 
von den gegenwärtigen trostlosen Verhältnissen — selbst 
bei den leistungsfähigen Verbänden nur nach und nach ge­
schehen kann, und daß der Umfang der auszuführendon Um­
bauten in erster Linie von der Möglichkeit dk Beschaffung 
der dafür erforderlichen Geldmittel ahhängen muß.

Wenn Herr Müller-Neuhaus darüber klagt, daß die Be­
stimmungen über die Fahrgeschwindigkeit der Kraftfahr­
zeuge, über- Gewicht, Bereifung usw., wie sie die jetzt gelten­
den Bestimmungen treffen, niemals rechnerisch genau be­
gründet werden können, und daß man z. B. niemals beweisen 
könne, daß eine höhere Geschwindigkeit als 12 km/Std. bei 
mehr als 5,5 t Gewicht der Fahrzeuge — wie sie § 18 der 
Bundesratsverordnung vom 3. 2. 1910 vomchreiht — die 
Straße zerstöre, während unterhalb dieser Werte keinerlei 
unzulässige Beschädigungen eintreten, so muß man ihm darin 
beistimmen. Trotzdem müssen, weil es keinen anderen 
Weg gibt, die einander widersprechenden Forderungen der 
Interessenten auszugleichen, obrigkeitlich derartige Bestim­
mungen getroffen werden, auch wenn sie im Einzelfalle 
nicht unanfechtbar- sind. Sie sind .für den Verkehr der Kruft­
fahrzeuge ebenso unentbehrlich wie die Vorschriften über 
Gewichte und Bereifung für den gewöhnlichen Landverkehr, 
wie sie in den Kulturländern im Wege der Gesetzgebung 
getroffen sind.
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Neuartiger Lastkraft w a g e n aus... d e m Be r I in e r St r a ß e n b i 1 d. (Umgebauter leichter Tank.)

Wege zur erhöhten Ausnutzung der Kleinbahnen.
Von Regierungsbaumeister a. D. Friedrich Hasse, Berlin.

Der Begriff Kleinbahn deckt sich weder nach der 
Auffassung in der Oeffentlichkeit noch nach der in Kreisen 
mit einiger Facherfahrung auf verkehrstechnischem Gebiete 
mit dem, was das sogenannte Kleinbahngesetz vom 28. Juli 
1892 gewollt hat, und mit dem, was tatsächlich daraus ge­
worden ist.

Nur wenige wissen, daß auch’ die Straßenbahnen und die 
von ihnen abgeleiteten Ueberlandbahnen für Personenver­
kehr im gesetzlichen Sinne ebenso Kleinbahnen sind wie die 
nebenbahnähnlichen, mit Dampf betriebenen Strecken, die 
außer dem Personenverkehr auch den Güterverkehr in gan­
zen Ladungen durchführen und mit vollständigen Stationen 
ausgerüstet sind.

Gerade darin aber liegt der Ursprung der Mängel, die 
der Kleinbahn in der Auffassung der Allgemeinheit anhaften. 
Wenn die Kleinbahnen nach den jetzigen Gesetzes- und Be­
triebsvorschriften durchgehenden Wagenverkehr mit der 
Staatsbahn haben wollen, kommen sie wirtschaftlich besten­
falls mit Dampfbetrieb zurecht. Das bedeutet: seltene 
Fahrten mit möglichst gut ausgelasteten Zügen zur Erzielung 
höchster Ausnutzung der kostspieligen Lokomotiven. Eine 
weitere unerfreuliche Folge sind die gemischten Züge mit 
dem An- und Absetzen von Wagen auf den Unterwegs­
stationen und mit häufigen langen Aufenthalten zum Ein- 
und Ausladen des Stückgutes. Der Zeitaufwand hierfür ist 
erfahrungsgemäß viel größer als füi- das Ein- und Aussteigen 
der Personen.

Stellenweise hat man versucht, im Stückgutverkehr durch 
sogenannte Speditionsbetriebe Erleichterungen zu 
schaffen, indem im Orte eine- Güterannahme- und -abgabe­
stelle, ähnlich einem Postamt, errichtet wurde, und zwar so, 
daß der Spediteur der Bahn gegenüber gleichzeitig Agent 
war. Unter ' einem Agenten versteht- man einen nicht im 
Betriebsdienst beschäftigten, durch Privatdienstvertrag ver­
pflichteten Angestellten, der ausschließlich verkehrsdienst­
liche Obliegenheiten hat, und an deren Erfüllung meist durch 
eine auch bei Werbetätigkeit belohnende Vergütung inter­
essiert ist. Diese Einrichtung hat aber bisher leider noch 

nicht die Verbreitung gefunden, die ihr zu wünschen' wäre, 
namentlich wenn sie mit einer anderen Vereinfachung ver­
bunden werden könnte, die sich von den straßenbahnähn­
lichen Kleinbahnen aus entwickelt hat.

Die meisten Straßenbahnen und Ueberlandbahnen er­
heben für größere Tragelasten eine bescheidene Be­
förderungsgebühr, die selbst dann nicht als unbillig empfun­
den wird, wenn sie, wie es auch im Interesse der einfacheren 
Verrechnung erwünscht ist, tarifarisch dem ’Personenfahr­
geld gleichsteht. Verzichtet nun der Fahrgast selbst auf 
die Mitfahrt, und läßt die Straßenbahn es zu, daß der Auf­
lieferer nur einen Fahrschein für das Gepäckstück löst, so 
wird dies zum Stückgut ohne Frachtbrief, der der Sicherheit 
halber durch geeignete Aufschrift ersetzt werden kann. 
Dieses Vorgehen setzt an der Empfangstelle einen Abholer 
voraus. Beim vollständigen Ausbau des Systems würden Auf­
lieferung und Abholung überall durch Angestellte der be­
treffenden Speditionsunternehmungen erfolgen. Damit wäre 
dann auch der Uebergang zur Staatsbahn ohne weiteres in 
die Hand des Spediteurs gelegt, und es würden im Bereich 
der- Kleinbahn alle Anlagen, die bisher dem Stückgutverkehr 
dienen mußten, entbehrlich sein.

Wird die Kleinbahn überdies elektrisch mit dichterem 
Fahrplan betrieben, so ist die Belastung der einzelnen Züge 
mit Stückgut so gering, daß es zu seiner räumlichen Bewälti­
gung selbst in den Wägen kaum noch besonderer Vorkehrun­
gen bedarf. Damit entfallen auf den Haltestellen der Güter­
schuppen und der gesamte Frachtbrief dienst, soweit Stückgut 
in Frage kommt.

Beim W a g e n 1 a d u n g s v e r k e h r kann die Abbrin- 
gung des Gutes vom zuführenden Wagen nicht so rasch er­
folgen wie beim Stückgut. Dies bedingt unter allen Um­
ständen ein zeitweiliges Aussetzen des zu he- oder entladen­
den Wagens, bedarf aber keineswegs unter allen Umständen 
der Mitwirkung der Station. . Vielmehr kann auch hier der 
Spediteur vermittelnd eingreifen, am zweckmäßigsten wohl 
in der Weise, daß er sich bei der Ursprungstation der Klein­
bahn ein Stundungskonto einrichtet und sich die eingelösten 
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Frachtbriefe ebenso wie das Stückgut durch das Kleinbahn­
personal schicken läßt.

Die Be- oder Entladung des Wagens könnte unbeschadet 
dessen durch den Empfänger oder Versender selbst nach Ver- 

' ständigung mit dem Spediteur erfolgen. Befriedigende Er­
fahrungen mit solchen sogenannten unbesetzten Haltestellen 
sind auch an Kleinbahnen im Betriebe bereits gemacht wor­
den, allerdings zu anderen Zwecken, z. B. bei Holzverlade­
stellen und dergh, doch lassen sich die dabei gemachten 
Betriebserfahrungen (Weichenstellung mit Handverschluß 
durch das Zugpersonal usw.) unschwer verallgemeinern. 
Auch hier bringt elektrischer Betrieb insofern eine Erleich­
terung, als der einzelne Triebwagen immer nur 1—2 Wagen 
mitnehmen und daher keinesfalls, auf allen Haltestellen durch 
Versehiehebewegungen aufgehalten werden wird, wie dies 
bei den üblichen gemischten Zügen der Dampf-Kleinbahn, 
geschieht, die . auf jeder Haltestelle große Verschiebe­
bewegungen ausführen und dadurch die Strecke innerhalb 
des Fahrplans tatsächlich zwei- bis dreimal durchfahren.

Eine weitere Erleichterung wird erzielt, wenn man sich 
von der Anschauung freimacht, daß der sogenannte unbe­
schränkte Wagendurchgang der Staatsbahn an den kleinsten 
Halbmesser yon 140 m gebunden ist. Theoretische Erwägun­
gen und praktische Versuche ■— namentlich im Kriege — 
haben übereinstimmend' ergeben, daß man in dieser Be­
ziehung, wenigstens solange zweiachsige Wagen in Betracht 
kommen, durchaus nicht so ängstlich zu sein braucht. Auch 
die vermeintliche Entgleisungsgefahr wird' vielfach stark 
überschätzt. Starke Krümmungen bedingen langsames Fah­
ren und wirken dadurch von selbst gefahrmindernd. Ver­
fasser hat selbst eine Anzahl derartiger, eigentlich betriebs­
widriger Anlagen, die inzwischen überall verschwunden sind, 
in störungsfreiem Betriebe beobachten können. Gerade in 
der Zeit wirtschaftlichen Niederganges, der wir entgegen­
gehen, ist es von besonderer Wichtigkeit, werbende Anlagen 
so billig als nur irgend möglich zu gestalten. Die einzige 
wirkliche Unzuträglichkeit der schärferen Krümmungen 
ist das Wachsen des Krümmungswiderstandes, doch wird 
auch dies nicht schwer empfunden, wenn es sich immer nur 
um einzelne Wagen und kurze Krümmungsstrecken handelt. 
Denn je geringer der Halbmesser, desto kürzer ist auch der 
Bogen, den man zu einer Ueberwindung des Richtungsunter­
schiedes braucht.

Mit der Zulassung dieses geringeren Krümmungshalb­
messers dringt man auch tiefer in die eigentliche wirtschaft­
liche Aufgabe der Klein- und Anschlußbahnen ein, wenn man 
bedenkt, wieviel leichter damit sonst _ schwer zugängliche 
Grundstücke erschlossen und wieviel billiger Bahnen 
namentlich in schmalen, gewundenen Tälern gebaut werden 

können. Wer hat es als beratender Fachmann noch nicht be­
dauert, daß wertvolle bebaute Grundstücke nur deshalb nicht; 
richtig erschlossen werden konnten, weil die starren Vor­
schriften es nicht zuließen? Wie oft mußte zur kostspieligen 
Drehscheibe gegriffen werden, wo mit einem kleinen Zuge­
ständnis in der Krümmung sehr viel mehr zu erreichen ge­
wesen wäre.

Die in den Krümmungen allerdings notwendige Verstär­
kung des Oberbaues bedeutet, wenn dieser von vornherein 
kräftig gewählt wird, meist nur eine einmalige Ausgabe,, 
namentlich dann, wenn für sorgsame Ausgestaltung der 
Uebergangsbögen gesorgt ist.

Eine solche Bahn kann auch unbedenklich durch. Ort­
schaften geführt werden, vor allem dann, wenn man sieh 
nicht scheut, das große Umgrenzungsprofil des lichten Rau­
mes auch für die Trieb- und Personenwagen auszunutzen. 
.Außerhalb der Ortschaften wird der eigene Bahnkörper teils, 
ganz selbständig, teils in .Anlehnung an bestehende Straßen­
züge immer das zweckmäßigste sein.

Der für einzelne besondere Aufgaben recht zweckmäßig» 
Kraftwagen b et r leb wird 'm. E, nur selten in1 nennens­
wertem Umfange die Aufgabe einer solchen Kleinbahn über­
nehmen können, denn die Anlagekosten einer Straßendecke, 
die einen gleichwertigen Kraftwagonvorkohr aushiilt und 
dann noch nicht die Ueberführung von Staatebahngiitorwagen 
gestattet, sind wesentlich höher als die einer selbständigen 
Kleinbahn. Namentlich wenn man bedenkt, daß man bei der 
Kleinbahn nur eine einzige Spur hat und domeiifeprochoud 
eine ganz bestimmte Fahrbahn, bei der Straßendecke dagegen 
viele Spuren und somit eine ganz unwirtschaftliche Zusatz- 
breite, die man auch an den gewöhnlichen unbelasteten 
Stellen mitbauen muß.

Durch die Erhöhung der Schmiegsamkeit solcher normal- 
spuriger Gütorbahnen füllt auch das letzte Verteidigung^- 
mittel der meterspurigen Balm. Im StraßenbaTmbotriebo hat 
man in dieser Frage längst die Neutralität wiedorgowonnen, 
wenn man nicht gar dazu übergegangen ist, die Normalsjmr 
vorzuziehen. Entschließt man sich zu der angeregten Er­
leichterung hinsichtlich des Krümmungshalbmessers, so kann 
man damit auch noch den Rollbockbotrieb entbehrlich machen. 
Räumt man der normalspurigen Balm dieselbe Schmiegsam­
keit ein wie der meterspurigen, so kann man erheblich mehr 
mit ihr leisten und hat mit geringen Mehrkosten einen er­
heblich höheren Nutzen.

Gerade die jetzigen Zeiten weisen auf die höchste Aus­
nutzung vorhandener.Mittel und Vorräte hin. Es kann nicht 
schwer sein, hieraus auch auf dem Kleinbahngebiöte die 
richtige Nutzanwendung zu ziehen, zumal dies für Bautätig­
keit und Siedlungswesen die denkbar höchste Bcdoatmig hat.

Die Große Berliner Straßenbahn als Kommunalunternehmen.
Der vor kurzer Zeit vollzogene Ankauf der Großen Ber­

liner Straßenbahn durch den Verband Groß Berlin 
hat auch einschneidende Aenderungen in der Verwaltung 
dieses größten Straßenbahnunternehmens. Deutschlands mit 
sich gebracht.

An sich wäre es wohl möglich und vom rein geschäft­
lichen Standpunkt auch wohl empfehlenswert gewesen, die 
bisherige Gesellschaftsform beizubehalten, indes hat der 
Wunsch, den Organen der Selbstverwaltung einen möglichst 
unmittelbaren Einfluß auf die Geschäftsführung zu sichern, 
dazu geführt, das Unternehmen vollständig in den Kommu­
nalbetrieb überzuleiten. Allerdings wird dies unter 
möglichster Schonung und Berücksichtigung der bisherigen 
Verwaltungsform geschehen. ■

Die Verbandsversammlung des Verbandes Groß Berlin 
hat auf Grund des Zweckverbandsgesetzes die folgenden 

V e r w a 11 u n g s g r u n d s ä t z o für das Unternehmen fest­
gesetzt:

T i t o 1 I. D 1 e D i r e k 11 o n.
§ 1. Die Geschäfte der „Großen Berliner Straßenbahn“ werden 

von der Direktion, geführt. Der Direktion kann voim Vorbandsaus- 
schuß auch die Bearbeitung anderer Verkohrsangologonhoiten über­
tragen werden,

§ 2. Die Direktion besteht aus vier Direktoren. Die Direktoren 
sind in ihren Befugnissen' einander gleichgestellt. Der Aufsiclitsrat 
(§§ 5 ff.) kann jedoch einem der Direktoren den Vorsitz in der 
Direktion, mit der Bezeichnung „Generaldirektor“ übertragen.

Die Direktoren führen die Geschäfte, gemeinschaftlich. Die Di­
rektion. faßt die Beschlüsse mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmen­
gleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden, sofern ein solcher 
nicht vorhanden, der Aufsichtsrat'.

§ 3. Innerhalb des Geschäftskreise» der Großen Berliner 
Straßenbahn vertritt die Direktion den Verband,Groß-Berlin.
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Alle den Verband verpflichtenden Erklärungen der Direktion 
müssen von dem Vorsitzenden der Direktion oder von zwei’ Direk­
toren gezeichnet werden. Für bestimmte Arten von Geschäften kann 
der Verbandsaussehuß erleichternde Anordnungen treffen.

Die Bestimmungen gelten unbeschadet der- Vorschriften in den 
§§ 34 und 35 des Zweckverbandsgesetzes vom 19. Juli 1911. Ins­
besondere wird die gesetzliche Stellung des Verbandsdirektors, der 
den Verband' nach außen in allen Angelegenheiten zu vertreten hat, 
nicht berührt.'

§ 4. Die Direktion führt die Geschäfte der- Großen Berliner 
Straßenbahn im Rahmen dieser Grundsätze selbständig innerhalb der 
Grenzen des Haushaltsplanes (vergleiche jedoch § 9 Buchstabe f) und 
nach Maßgabe der Beschlüsse der Verbandskörperschaften, der An­
ordnungen des Verbandsausschusses und der vom Aufsichtsrat gemäß 
§ 9 zu fassenden Beschlüsse.

Die gesetzlichen Vorschriften über die Notwendigkeit einer Be­
schlußfassung der Verbandskörperschaften bleiben unberührt. ‘Vor­
lagen an die Verbandsversammlung erfolgen wie bisher durch den 
Verbandsdirektor namens des Verbandsausschusses. Jedoch findet 
in denjenigen Fällen, in denen eine Vorlage an die Verbandsver- 
sammlung erforderlich wird und ein Beschluß des Aufsichtsrates 
vorliegt, eine sachliche Stellungnahme des Verbandsausschusses nicht 
mehr statt.

Titel II. Der Aufsichtsrat.
§ 5. Zur Beaufsichtigung der Geschäftsführung der Direktion 

der Großen Berliner Straßenbahn wird ein „Aufsichtsrat der Großen 
Berliner Straßenbahn“ gebildet.

§ 6. Der Aufsiehtsrat besteht, vorbehaltlich einer Aenderung 
durch den Verbandsaussehuß, aus 19 Mitgliedern. Einstweilen — 
für die Uebergangszeit bis zur Neuordnung Groß-Berlins —, läng­
stens jedoch bis zum 31. Dezember 1922, gilt als Aufsiehtsrat im 
Sinne dieser Grundsätze der in der Generalversammlung der Großen 
Berliner Straßenbahn am 17. Juli 1919 gewählte Aufsichtsrat. Bei 
Ausscheiden eines der Herren erfolgt die Ergänzung durch den Ver­
bandsausschuß.

§ 7. Der Aufsiehtsrat wählt alljährlich in seiner ersten Sitzung 
aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. Bei 
Abwesenheit des Vorsitzenden und dessen Stellvertreters übernimmt 
das an Lebensjahren älteste Mitglied die Vertretung.

Der Vorsitzende beruft den Aufsichtsrat zur Erledigung der ihm 
obliegenden Geschäfte, so oft ns die Verhältnisse erforderlich machen, 
Ei- ist verpflichtet, eine Sitzung anzuberaumen, sobald ein Drittel 
der Aufsiöhtsratsmitglied'er dies verlangt.

In dringenden Fällen können nach dein Ermessen des Vorsitzen­
den Beschlüsse des Aufsichtsrates auf schriftlichem Wege berbei- 
geführt. werden.

Dio Mitglieder der Direktion wohnen den Sitzungen mit beraten­
der Stimme bei, sofern der Aufsiehtsrat im einzelnen Falle nichts 
anderes bestimmt. Im übrigen findet auf den Geschäftsgang des 
Aufeiohtsrates im allgemeinen der § 18 der Geschäftsordnung der 
Verbandsversammlung vom 23. Juni 1913 Anwendung.

§ 8. Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten Ersatz der ihnen 
bei Ausübung ihres Amtes erwachsenden baren Auslagen sowie eine 
Jahreskarte zur freien Benutzung sämtlicher Linien des Unter­
nehmens. Außerdem erhalten diejenigen Mitglieder, die hächti als 
Vertreter öffentlicher Körperschaften in den Aufsichtsrat gewählt 
worden sind, eine Entschädigung von jährlich 6000 M.

§ 9. Der- Aufsiehtsrat hat die Geschäftsführung der Großen 
Berliner Straßenbahn zu überwachen und sich zu dein Zwecke von 

•dem Geschäftsgänge dauernd zu unterrichten. Insbesondere liegen 
ihm folgende Geschäfte ob:

ä) Bestellung der Direktoren.
b) Regelung der. Geschäftsvertcilung bei der Direktion.
e) Zustimmung zur Einstellung von Angestellten, sofern die 

jährliche feste Besohlung im einzelnen mehr als 8000 M. 
beträgt oder für einen längeren Zeitraum als ein Jahr ver­
einbart werden soll.

d) Vornahme von Bestands- und Kassenprüfungen, von denen 
eine jährlich unvermutet stattfinden muß.

e) Vorprüfung des von der Direktion auf gestellten Haushalts­
planes für das Unternehmen und Beschlußfassung über 
Finanzfragen grundsätzlichster Art.

f) Vorläufige Genehmigung von Ueberschreitungen der An­
sätze des Haushaltsplanes, die nach pfliohtmäßigem Er­
messen der Direktion einen Aufschub nicht zulassen.

g) Prüfung des von der Direktion gefertigten Jahres­
abschlusses.

h) Vorprüfung der von der Direktion vorgeschiagenen Tarife.
i) Beschlußfassung über die von der Direktion vorgeschla­

genen Neubauten und wesentlichen Umbauten.
k) Beschaffung von Wagen und Schienen.
1) Beschlußfassung über die Einrichtung neuer Linien.

m) Zustimmung zu Pacht- und Mietverträgen von längerer als 
einjähriger Dauer.

n) Die Entscheidung über Beschwerden von Seiten des Per­
sonals über Mitglieder der Direktion.

ö) Stellungnahme in allen Angelegenheiten, die eine Beschluß­
fassung der Verbandsversammlung erfordern.

Der Aufsiehtsrat ist befugt, bei den vorbezeichneten Geschäften 
erleichternde Anordnungen zu treffen. Er ist berechtigt, zur Durch­
führung seiner Aufgaben von der Direktion jederzeit über 'alle An­
gelegenheiten Auskunft und Berichte zu verlangen, selbst oder durch 
von ihm beauftragte Mitglieder die Bücher und Schriften einzusehen, 
sowie endlich ihm erforderlich erscheinende Besichtigungen der ge­
samten Anlagen und des Betriebes vorzunehmen. Die gleiche Be­
fugnis hat <l‘er Vorsitzende des Aufsichtsrats.

§ 10. Der Aufsiehtsrat ist befugt, die. Ausführung der An­
ordnungen der Direktion aufzuheben, sofern diese die Interessen des 
Verbandes Groß-Berlin gefährden. Er hat in diesem Falle unver­
züglich dem Verbandsaussehuß das Geschehene mitzuteilen.

Die gleiche Befugnis und Pflicht hat in dringenden Fällen der 
Vorsitzende des Aufsichtsrats, der sofort nach erfolgter Aufhebung 
der Anordnung die Angelegenheit dem Aufsichtsrat zu unter­
breiten hat.

Titel III. Verhältnis zum Verbandsaussehuß.
§ 11. Die Direktion hat den Anordnungen des Verbandsaus­

schusses Folge zu leisten.
Der Verbandsaussehuß ist berechtigt, die Bestellung der Direk­

toren jederzeit unbeschadet des Anspruchs auf dio vertragliche Ver­
gütung zu widerrufen.

Die vorstehenden Verwaltungsgrundsätze lassen deut­
lich erkennen, daß den Verband bei ihrer Festsetzung bewußt 
das Bestreben geleitet hat, an der bestehenden bewährten 
Verwaltungsform so wenig wie möglich zu ändern und dem 
Unternehmen, insbesondere seiner Leitung, auch innerhalb 
der durch das Gesetz gezogenen Grenzen diejenige Bewe­
gungsfreiheit und. Beweglichkeit zu sichern, die für eine er­
folgreiche Weiterführung dieses bedeutenden Betriebes un­
bedingt erforderlich sind.

Nach Titel 1 der Grundsätze werden der Direktion der. 
Großen Berliner Straßenbahn ihre bisherigen Befugnisse 
in der selbständigen Leitung des Unternehmens ausdrück­
lich aufrechterhalten. Die Aufsicht über die Geschäftsfüh-, 
rung der Direktion liegt einem besonderen Ausschuß 
(Titel II) ob, der in enger Anlehnung an die Verhältnisse 
bei einer Aktiengesellschaft — die Bezeichnung „Aufsichts­
rat“ führt und dessen Befugnisse im allgemeinen nach den 
Bestimmungen abgegrenzt worden sind, die bisher nach der 
Satzung der Aktiengesellschaft „Große Berliner- Straßen­
bahn“ für den Aufsichtsrat der Gesellschaft maßgebend ge­
wesen sind. Ueberhaupt sind die Vorschriften in der bis­
herigen Satzung des Unternehmens über die Rechte und 
Pflichten der Gesellschaftsorgane und ihr Verhältnis zuein­
ander weitgehend berücksichtigt worden.

Für -die getroffene Regelung sind in erster Linie Gründe 
geschäftlicher Natur maßgebend gewesen. Man war sich 
darüber klar, daß eine völlige Eingliederung des Unter­
nehmens in die Organisation des Verbandes nicht angängig 
gewesen wäre, weil damit der verantwortlichen Leitung jede 
Selbständigkeit, die gerade den großen Vorzug der Gesell­
schaftsform vor dem reinen Kommunalbetrieb bildet, verloren 
gegangen wäre. ' Außerdem wäre eine solche Einordnung 
des Unternehmens in die Verwaltungsorganisation des Ver­
bandes nicht ohne ’ bedenkliche Erschütterungen des trotz 
seiner Größe feingegliederten. Betriebes möglich gewesen. 
Zu einem solchen immerhin recht gewagten Versuch lag aber 
um so weniger Veranlassung vor, als dei- Verband Groß­
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Berlin in allernächster Zeit ohnehin einem neuen, ganz an­
ders gestalteten Berlin wird Platz machen müssen. Mit Recht 
hat man sich daher nur zu solchen Eingriffen in die be­
stehende Verwaltung entschlossen, die notwendig sind, um 
den berufenen Organen der Selbstverwaltung den erstrebten 
Einfluß auf die Geschäftsführung zu sichern.

Das ungestörte Weiterarbeiten des ganzen Verwaltungs­
apparates ist auch dadurch gewährleistet, daß die Direktion 
sowohl wie das gesamte übrige Personal in den Dienst des 
Verbandes übertreten.

Der nach § 6 der Grundsätze gebildete Aufsichtsrat be­
steht aus folgenden 19 Herren:

Oberbürgermeister W e r m u t h, Vorsitzender, Stellver­
tretender Verbandsdirektor Professor Dr.-Ing. Giese, stell­
vertretender Vorsitzender, Landrat Dr. v o n A c h e n b a c h , 
Stadtrat Alberti, Stadtverordnetenvorsteher Dr. B o r - 
chardt, Landrat von B r e d o w, stellv. Stadtverordneten­
vorsteher Geh. Justizrat Cassel, Geh. Kommer­
zienrat Deutsch, Stadtverordnetenvorsteher H e i in a n n , 
Berlin, Stadtrat Katz, Geh. Kommerzienrat K o p e t z k i, 
Geh. Baurat Krause, Stadtverordneter Leid, Stadtrat 
Loehning, Bürgermeister Dr. Mann, Geh. Justiz rat 
Professor Dr. Mosse, Bürgermeister P et eis, Oberbür­
germeister Dr. Scholz, Oberbürgermeister Ziethen.
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Wirk). Geh. Rait Di-, jur. ehrenh. 
He t naun Kirchhoff»

Haupt-, Neben- und Kleinbahnen.
Die Einschränkung des Eisenbahnver­

kehrs. Minister Oeser hielt 
letzthin vor der Berliner Han­
delskammer einen Vortrag, in 
dem er sich • über die not­
wendige Betriebseinschränkung 
bei der Eisenbahn verbreitete und 
insbesondere darauf hinwies, daß 
für die Aufrechterhaltung des Be­
triebes nur ganz geringe Koh­
lenvorräte vorhanden seien. Wenn 
die Kohlenförderung nicht bald 
ansteigt, ist für den kommenden 
Winter mit einer ganz erheblichen 
Verminderung des Eisenbahnver­
kehrs zu rechnen.

Die Ko.hlennot hat auch wei­
terhin eine Verminderung der 
Leistungsfähigkeit der Industrie 

zur Folge, so daß die Lieferfristen für die Reparaturen der 
Lokomotiven und Wagen nicht innegehalten werden können. 
Hinzu kommt noch, daß die Ersatzstoffe für Schmieröle sich 
nicht bewährt haben und zurzeit eine ganz erhebliche Anzahl 
von Wagen sieh heißlaufen. Schließlich hat noch der Acht­
stundentag insofern die Leistungsfähigkeit vermindert, als 
das Fahrpersonal sich weigert, auf offener Strecke zu über­
nachten und infolgedessen die durchschnittliche Leistungs­
fähigkeit der Maschinen von täglich 200 km auf 153 km zu­
rückgegangen ist. Es ist daher in absehbarer Zeit mit einer 
Güfersperre zu rechnen.

Arbeiter- und Angestelltenausschüsse 
bei denPrivateisenbahnenund Kleinbahnen. 
Der preußische Eisenbahnminister hat im Einvernehmen mit 
dem Minister des Innern in Ausführung des § 11, 
Ziffer 4 der Verordnung über Tarifverträge, Arbeiter- und 
Angestelltenausschüsse und Schlichtung von Arbeitsstreitig­
keiten vom 23. Dezember 1918 verordnet was folgt:

I. Bei Streitigkeiten über die gesetzliche Notwendigkeit 
der Errichtung eines Arbeiter- oder Angestelltenausschusses, 
über die Wählbarkeit eines Arbeiters oder Angestellten, über 
die Einrichtung, Zuständigkeit und Geschäftsführung eines 
Arbeiter- oder Angestelltenausschusses und über alle Streitig­
keiten, die sich aus den Wählen zu den Arbeiter- oder An­
gestelltenausschüssen ergeben, entscheidet, vorbehaltlich der 
Vorschriften im III. Abschnitt der Verordnung vom 23. De­
zember 1918:

1. hei den Privateisenbahnen, a) sofern sie nur einen 
Landespolizeibezirk (Regierungsbezirk) berühren, der Re­
gierungspräsident (im Landespolizeibezirk Berlin der Poli­
zeipräsident), b) sofern sie mehrere Landespolizeibezirke 
einer Provinz berühren, der. vom Oberpräsidenten dieser

Provinz bezeichnete Regierungspräsident, c) sofern sie Lan­
despolizeibezirke verschiedener Provinzen berühren, der von 
mir im Einvernehmen mit dein Herrn Minister des Innern 
bezeichnete Regierungspräsident;

2. bei den Kleinbahnen der für die Erteilung der Ge­
nehmigung und für die staatliche Beaufsichtigung der Klein­
bahn gemäß § 3 des Kleinbahngesetzos vom 28. Juli 1892 zu­
ständige Regierungspräsident (Polizeipräsident).

II. Gegen die Entscheidung des in erster Instanz zustän­
digen Regierungs-(Polizei-) Präsidenten ist binnen, einem 
Monat nach Zustellung des Bescheides die Beschwerde an 

k den übergeordneten Oberpräsidenten zulässig. Dieser ent­
scheidet endgültig.

III. Für das Verfahren gelten die Vorschriften dos Herrn 
Ministers für Handel und Gewerbe hinsichtlich der Arbeiter­
und Angestelltenausschüsse in gewerblichen Betrieben,

Die S c h 1 e s i s c he Klei n b a h n A k t. - G e s., 
K a 11 o w i t z baut z. Zt. ihr im oberschlesischen Industrie­
gebiet gelegenes Kleinbahnnetz auf Normalspur um. Zur 
Verbesserung ihrer Leistungen hat sie von der Aufsichts­
behörde die Genehmigung zu einer Erhöhung der Fahr­
geschwindigkeit erhalten. Die höchste zulässige Geschwin­
digkeit auf Strecken mit eigenem Bahnkörper ist auf 
40 km/Std., auf Strecken in städtischen Straßen auf 25 km/Std. 
festgesetzt worden.

Das. schweizerische Verkehrswesen im 
Jahre 1917. Der Bericht über das schweizerische Verkehrs­
wesen ist erst jetzt erschienen. Wir bringen nachstehend 
daraus einige bemerkenswerte Ausführungen. Der Betrieb 
der schweizerischen Bahnunternehmungen imt im Jati.ro 1917 
in vermehrtem Maße unter den Kriegsvorliältnissen gelitten, 
namentlich infolge der verschärften Anwendung der Unter­
seeboote und des Eintritts der Vereinigten Staaten von 
Amerika in den Weltkrieg.

Die in den Jahren 1913 bis 1917 eingetretenen Schwan­
kungen im Warenverkehr mit dem Ausland zeigen gegen­
über dem letzten normalen Jahre (1913) für die Einfuhr von 
1917 eine Verminderung von 3 634 568 t und für die Durch­
fuhr eine solche von 1370 001t, während die Ausfuhr eine 
Vermehrung von 442 363 t aufweist, was einem Gesamtaus­
fall von 4 562 206 t gleichkommt.

Durch die notwendigen Verkehrseinschränkungen und 
den immer mehr abnehmenden Fremdenverkehr wurden die 
Einnahmen stark beeinträchtigt, während die Ausgaben in­
folge der Gehaltserhöhungen des Personals und der Ver­
teuerung des Verbrauchsmateriais Zunahmen. Wenn trotz­
dem eine gewisse Verbesserung der Betriebsrechnungen er­
reicht werden konnte, so hat man dies auf die wiederholte 
Erhöhung der Zuschläge zurückzuführen. Anderseits nötigte 
die verminderte Kohlenzufuhr zu einer ersten Fahrplan­
einschränkung auf dem 20. Februar, der eine zweite auf den

Jati.ro
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22. Oktober 1917 folgte. Die Zugkilometer auf den Normal­
spur-, Schmalspur- und Zahnradbahnen verminderten sich im 
Jahre 1917 auf 36 314 054 gegenüber 43 659 612 im Jahre 1916. 
41897 636 im Jahre 1915, 47 292 848 im Jahre 1914 und 
51720 317 im Jahre 1913. Es betrugen:

1916 1917
Baulänge am Ende des Jahres, km 
Betriebslänge am Ende des Jahres,

5188 .5 219

km . ........................................ 5 358 5 390
Mittlere Betriebslänge, km . . . 5 310 5 372
Geleistet wurden:
von 1 Lokomotive, Nutzkm. . . . 25542-10960 21221-10071
von 1 Personenwagenachse, km . 26 637 22 429
von 1 Güterwagehachse, km . . 15 772 14 857
B e f ö r d e r t. w u r d e n : 
Personenkm (in Tausenden) . . . 2 223 963 . 2 081 209
Gütertonnenkm (in tausend t) . . 1661 462 1359 707
Finanzielle Ergebnisse: 
Gesamteinnahmen (in Tausenden) . 229 981 243 035

auf 1 Bahnkm, Fr. . .... z 43 308- 45 238
auf 1 Zugkm, Fr.......................... 5,27 6,69

1 auf 1 Achskm, Cts. . . , . . 21,70 26,40
Gesamtausgaben (in Tausenden) . 167 974 193 284

auf 1 Bahnkm, Fr........................ 31632 35 977
auf 1 Zugkm, Fr......................... 3,85 5,32
auf 1 Achskm, Cts....................... 15,90 21,00

Betriebszahl, v. H............................. 73,00 79,50
Ueberschuß (in Tausenden) . . . 62 007 49 751

auf 1 Bahnkm, Fr........................ 11676 9 261

Die Einführung p r e u ß i s c h e r B re m s v o r- 
r ichtunge n bei den schwedischen Staatsbahnen ist ge­
plant, nachdem sich deren leitende Kreise von der Vorzüg­
lichkeit dieser Einrichtungen auf einer Versuchsfahrt von 
Berlin nach Bitterfeld mit einem Güterzug von 50 Wagen 
und 1300 t Gewicht überzeugt haben. Die Bremsen sollen 
auch für Güterzüge eingeführt werden.

Die A n s c h a f f u n g s k o s t e n amerikani­
scher elektrischer Lokomotiven. Anläßlich 
einer Ausschreibung der norwegischen Staatsbahnen betref­
fend die Lieferung elektrischer’ Lokomotiven für die Bahn­
strecke Kiruna—Riksgränsen haben amerikanische Firmen 
in ihren Angeboten so hohe Preise gefordert, daß diese von 
vornherein zurückgewiesen werden mußten. ?

E1 e k t r i s e h e S c h n e e s c h m e 1 z e r für Wei­
chen. Zum Freihalten der Weichen von Schnee werden 
nach Railway Signal Engineer eine Anzahl in ein 89 mm 

weites, 508 mm langes Rohr eingeschlossener Heizkörper 
zwischen die Schwellen unter die Schiene gelegt. Die Heiz­
körper erfordern je 11 Amp. bei 37 V., sie können für Gleich- 
und Wechselstrom verwendet werden und hatten für eine 
Weiche von 4,6 m Zungenlänge bei einer Anzahl von 18 Stück 
einen Stromverbrauch von 7,3 KW.

Straßenbahnen.
Tariferhöhung bei den Groß-Berliner 

Straßenbahnen. Auf Grund der Verordnung vom 
1. Februar 1919 über die schiedsgerichtliche Erhöhung der 
Preise für elektrische Arbeit, Gas und Leitungswasser sind 
infolge Schiedsspruchs vom 1. d. M. ab bei der Großen Ber­
liner Straßenbahn und bei den Berliner Ostbahnen die folgen­
den erhöhten Tarife in Kraft getreten:

Bisheriger Tarif Künftiger Tarif
1. Große B e r 1 i n e r S t r a ß e n b a h n.

Rinz elf ata sch eine ...... 0.20 'M. 0 20 M.
Doppelfahtscheine ....................... 0.35 .. fallen fort
Sammelkarten für 8 Fahrten . . . 1,40 ' 15 51
Monatskarten:

a) für 1 Linie............................ 13,70 .. 15,60 M.
b) für 2 Linien ;.................. 17,50 „ 20.00 „
c) für 3 Linien ....................... 23,- ., 26,- „
d) für 4 Linien ....................... • 38,— ., 32,- ,.
e) für .alle Linien....................... 35 — 40,— ..
f) besondere Zeitkarten für An-

gestellte einzelner Gemeinden 5,60 6,50 ..
g) Schülerkarten . . '. . . . . 5,— „ 5,50 „

Arbeiterwochenkarten:
a) für 6 Fahrten....................... 0.85 „ 1.—
b) für 12 Fahrten....................... 1,70 „ «7 _“G 15

2. Berliner Ost b ahne n.
'Bisheriger Tarif Künftiger Tarif

Einzelfahrscheine............................ 0,20 M. 0,25 M.
Umsteigefahrscheine....................... 0,30i,. 0,35 „
Sammelkarten für 6 Fahrten . . . 1,10 „ 1,25 „
Monatskarten:

a) für 1 und 2 Linien .... 12,40 .. 15,60 „
b) für das ganze Netz .... 16,50 „ 19,- „

Schülerkarten ........................, . 5,— V 5,50 ,,
Arbeiterwochenkarten für 12 Fahr-

ten mit Umsteigebereehtiguhg . . 1,70 2,20 „

Die Belieferung der Straßenbahnen mit 
R i 11 e n s c h i e n e n stößt auf immer größere Schwierig­
keiten. Wenn die gesunkenen Leistungen der Walzwerke 
schon längst dazu führten, daß auf Neubauten verzichtet 
werden mußte und-lediglich die allerdringendsten Aus­

Uebe r s c h i e b u n g eines 121 m langen Brückenbogens. An der im Bau befindlichen Hochbrücke bei Burg 
i. Dithm. vollzog sieh vermittels zweier auf'dem rechten Stütz bogen angebrachten Handwinden .die ganze Uebersehiebung in 

genau einer Stunde. (Bauausführung Louis Eilers, Brückenbau, Hannover.)
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besserungen vorgenommen werden konnten, so werden neuer­
dings auch diese geringen Lieferungen durch die groben 
Erzeugungsschwierigkeiten in Frage gestellt. Die zustän­
digen Reichs- und Staatsstellen sind um Abhilfe gebeten 
worden. Diese ist dringend erforderlich, wenn nicht unab­
sehbare Folgen für das Wirtschaftsleben durch die Still­
legung ganzer Straßenbahnnetze eintreten sollen.

Hohle Qu er schwelle. Finanz- und Baurat a. D. 
Scheibe schlägt eine elastische eiserne Hohlschwelle 
vor*},  die besseres Stopfen und weicheres Fahren als die 
bisherige eiserne Trogschwelle gewährleisten soll. Die von 
dem Werk Phönix in Hoerde in neuester Form nach neben­
stehender Abbildung gelieferte Probeschwelle von 7 mm 
Wandstärke hat 1534 cm3 Trägheits- und 178 cm3 Wider­
standsmoment, wiegt 95 kg und ist 2700 mm lang, abge­
wickelt 650 mm breit. Der Schlitz am Zusammenstoß der 
1 : 4 geneigten Auflageflächen hat l.mm Breite.

*) Organ f. d. Fortschritte d. Eisenbahnwesens, 1915, 
217 und 1919, .65.

Infolge der neuen Gestalt der 
r------- ---------- - Schwelle, die nach guter Legung mit

i Bettung gefüllt und dadurch um mehr 
' M JI als 150 v. H. schwerer wird, sollen
s l i / Betriebsstöße, die bisher nur schäd- 

'' liehe Arbeit durch Abnutzung leiste- 
’....................... .... . |en> ejne geringej elastische Ver-

drücküng des Querschnittes hervor- 
bringeri und damit für Gleis und 

Fahrzeuge unschädlich gemgeht werden. Die in der Ver­
suchsanstalt der Technischen Hochschule in Dresden ange- 
stellten vergleichenden Versuche mit der Hohl- und Trog­
schwelle haben die nach den Berechnungen zu erwartenden 
Vorzüge der ersteren bestätigt.

Für weitere Versuche wird das Phönix-Werk zwei Probe­
schwellen der Sächsischen Staatseisenbahnverwaltung, vier 
der Straßenbahnverwaltung Dresden und zwei weitere der 
Versuchsanstalt der Technischen Hochschule zu Dresden zur 
Verfügung stellen.

Um mehr praktische Erfahrungen mit dieser1 beachtens­
werten Neuerung zu sammeln, wäre erwünscht, daß Straßen­
bahn- und Kleinbahnverwaltungen Versuche in größerem 
Umfange als bisher, also mindestens auf volle Schienenlänge, 
anstellen, um hierbei auch die zu erwartenden Vorteile für 
die Unterhaltung der Stoßverbindungen festzustellen.

Ersatzstoffe für Strom ab n e h in er elek­
trischer Straßenbahnwagen. Die Erfahrungen, 
mit. der Gußeisenrolle sind derartig schlecht, daß dieses 
Material in Zukunft nicht mehr in Betracht kommt. Es 
zeigte sich sowohl eine starke Abnutzung der Oberleitung 
als auch der Rolle selbst.

Die Angaben über die Zahl der Wagenkilometer 
(Wgkm), nach denen eine Auswechslung der Rolle erfolgen 
mußte, schwankten zwischen 150 und 10 000 Wgkm, die mitt­
lere Erfahrungszahl liegt bei etwa 8000 Wgkm. Wesentlich 
bessere Erfahrungen liegen mit gehärteten und polierten 
S t a h 1 r o'l len vor, die eine Lebensdauer von 35 000 Wgkm 
erreichen sollen. Die Versuche sind noch nicht endgültig 
abgeschlossen.

Schmiedeeiserne Bügel haben sich nicht bewährt. Da­
gegen liegen auch hier bessere Erfahrungen mit Bügeln aus 
oberflächengehärtetem, poliertem Eisen vor. Die Abnutzung 
des Bügels und der Fahrleitung soll sich wie bei Aluminium 
verhalten. Die Versuche sind noch nicht abgeschlossen.

Zink hat sich als Ersatzstoff für Stromabnehmer am 
wenigsten bewährt, namentlich im Winter. Es ergaben sieh 
starke Feuererscheinungen. Die Angaben über die Lebens­
dauer von Zinkrollen schwanken zwischen 800—1000 Wgkm 
im Winter und 2000—8000 Wgkm im Sommer.

Elektron-Leichtmetall kommt nur für Bügelbetrieb in 
Frage. Es ist besonders empfindlich bei feuchter Witterung 
und Strombelastung von über 55 Amp. Sein Oxyd zerstört 
die Lackierung der Wagen. Die Angaben über die Lebens­
dauer der Elektron-Bügel schwanken zwischen 1000 und 
10 000 Wgkm.

Bei Kohle macht sich das hohe Gewicht des Bügels un­
angenehm bemerkbar. Es erfolgt daher häufiges Abklappen 
des wenig schlagfesten Materials; eine sorgfältige Verlegung 
der Oberleitung ist notwendig. Kohle ist empfindlich gegen 
hohe Strombelastung. Helle Wagenlackierung wird durch 
den Kohlenstaub stark verschmutzt. Anderseits wird her­
vorgehoben, daß der Fahrdraht sein1 wenig abgenutzt und 
mit der Zeit wie ein Kollektor spiegelglatt poliert wird. Die 
Schmierung kommt in Fortfall, und das Feuern ist geringer, 
die Lebensdauer des Fahrdrahtes etwa 4—5 mal größer als 
bei Aluminium.

Eine Auswechslung des Schleifstückes wurde bei Bügeln 
von Conradty-Ntirnberg nach 5000—1.5 000 Wgkm notwendig. 
Bei Erzeugnissen anderer Firmen schwanken die Angaben 
zwischen 200—8000 Wgkm.

Kraftfahrweseo.
E ine st a a 11 i e he Ze n t r a 1 - V e r k e h r Sy 

gesellst; h a f t. Das Reichsverwertungsamt hat sich zur 
allmählichen Umwandlung der Kraftverkehrsämter mit ihren 
Heimatkolonnen in finanziell auf eigenen Füßeri stehende 
Kraftverkehrs-Gesellschaften m. b. H. entschlossen. Diese 
sind als gemeinnützige Unternehmungen gedacht und, daher 
als beteiligte Gesellschafter1 nur das Reich, der Staat, die 
weiteren Kommunalverbände sowie die Stadt- und Land­
kreise vorgesehen. Die Beteiligung von Privaten wurde 
grundsätzlich ausgeschlossen. Hierdurch' und durch die 
weitere Bestimmung, daß die bezirklichen Gesellschaften ge­
gebenenfalls einer von Reichs wogen zu gründenden Zentral- 
VerkehrsgeseUsehaft beizutreten verpflichtet sind, wurde 
gleichzeitig die Möglichkeit der Uehernahme dieser Betriebe 
durch das Reich offengehalten.

Die Höhe des Gesellschafter-Kapitals wurde mit etwa 
M. 5000.— für einen jeden, Wagern veranschlagt. Die Be­
teiligung des Reiches am Gesamtkapital soll 25—49 v. H. 
betragen, und zwar wird seitens des Reiches das 
gesamte Kraftfahrgerät einschließlich Werkstätten usw. 
nach Taxwert zu Eigentum übertragen. Dor restliche Wort 
wird nicht bar bezahlt, sondern der Gesellschaft als verzins­
liches, mit. gesetzlicher Frist kündbares Darlehen belassen.

Z u r H e b u n g der T r am s p o r t k r i s o , die Ende 
Dezember 1916 in Deutschland entstanden war, wurden auf 
Antrag der Eisenbahn- und Reichspostvorwaltung zahlreiche 
Heereskraftwagen in der Heimat eingestellt. Es waren zu­
nächst 200 'Lastkraftwagen. Ende März 1917 wurden auf 
dringendes Ersuchen des Kriegsernährungsamtes weitere 70 
immobile Kraftwagenkolonnen auf gestellt, und 1918 wurde 
diese Zahl allmählich auf 115 Kolonnen erhöht. Die Bedeu­
tung dieser „Heimatkolonnen“, die auf über 70 Gemeinden 
verteilt waren, ergibt sich aus einer Statistik vom Oktober 
1918, dem letzten Monat mit normalen Verhältnissen. In 
diesem einen Monat wurden an Lebensmitteln, Kohlen und 
sonstigen Gütern auf einer Strecke von 845 000 km 302 000 t 
befördert. Hierbei wurden 3 167 000 Nutztonnen-Kilometer 
geleistet. Einschließlich der Leerkilometer ergab sich eine 
Gesamtfahrlänge von 1483 000 km mit einem Brennstoffver­
brauch von 1170 000 1.

D e r L a 61 k r a f t w a g e n -V e r k ehr i n 8 a c h s e n. 
Nach einer Mitteilung der Generaldirektion der Sächs, 
Staatseisenbahnen hat das sächsische Finanzministerium die 
Abfassung einer Denkschrift über die Zweckmäßigkeit und 
die Voraussetzungen eines den Gliedstaat Sachsen umfas­
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senden Lastkraft wagen-Verkehrs angeordnet. Die Denk­
schrift soll ausgehen von den in den verschiedenen Teilen 
Sachsens vorliegenden und künftig zu erwartenden Verhält­
nissen des Kleingüter-Verkehrs in Stadt und Land. Dabei 
soll insbesondere die Frage untersucht werden, inwieweit 
durch Lastkraftwagen-Verkehr die Ab- und Anfuhr von 
Massen- und Stückgütern von und nach den Bahnhöfen ver­
bessert und hierdurch die Eisenbahn in bezug auf ihre Ver­
kehrs- und Betriebseinrichtungen entlastet werden kann.

Rund sechs Millionen Automobile und 
Motorwagen waren in den Vereinigten Staaten am 
1. Januar 1919 eingeschrieben. Das entspricht einer Er­
höhung um 1 Million innerhalb, eines Jahres, wobei zu be­
achten ist, daß die Produktion durch den Krieg eine Vermin- 
stammen aus Fords Fabriken, die für das Betriebsjahr 1919 
eine neue Erhöhung der Herstellung von Motorwagen um 
eine Million vorgesehen haben. Für das Jahr 1919 wird da­
her mit einer Neuregistrierung von 1^ Millionen gerechnet, 
so daß durchschnittlich auf jeden vierzehnten Einwohner ein 
Automobil käme. Man nimmt an, daß sich die Zahl der im 
Jahre 1919 herzustellenden Automobilreifen auf 3714 Millio­
nen belaufen wird.

S t r a ß e n s ch ä di gu n g durch Lastauto- 
mobile. In einer Denkschrift des Magistrats der Stadt 
München über die Neupflasterung der Straßen heißt es u. a.: 
Leider sind seit längerer Zeit Kräfte .am Werke, die unsere 
guten Pflasterstraßen in ganz außerordentlicher Weise zu 
zerstören drohen. Es sind dies die vielen Lastautomobile, 
die in Ermangelung von Gummi mit Eisenbereifung versehen 
sind und mit großer Geschwindigkeit die Straßen durch­
fahren. Ganz besonderen Schaden richten jene Lastauto­
mobile an, deren Eisenreifen noch mit Stollen versehen, also 
gerippt sind. Kleinsteine, werden vielfach unter der Wucht 
der Stöße zerschmettert, beim Großpflaster werden zum min­
desten die Steinkanten beschädigt, beim Asphaltpflaster wird 
die Decke und mitunter sogar die Betonunterlage durch­
schlagen. Die in der Straße eingebauten Gas- und Wadser- 
leitungsschieber, Kanalschachtabdeckungen, Sinkkästen, Ver- 
sitzgrubendeckel haben sich für diese Beanspruchung als 
nicht kräftig genug erwiesen und werden zerstört. Im In­
teresse dei’ Schonung unseres Straßenpflasters wie jm In­
teresse der. Allgemeinheit muß verlangt'werden, daß die 
Nebenstraßen möglichst gemieden werden, daß von den Last- 
automobilen nur mit mäßiger Geschwindigkeit gefahren wird 
und insbesondere daß , die 
eisernen Stollen, die im Winter 
bei Schnee namentlich auf 
Landstraßen unentbehrlich 
sein mögen, in der Stadt 
schleunigst beseitigt werden.

Der Automobilver­
kehr in N e w Y o r k und 
Umgebung hat so großen 
Umfang angenommen, daß die 
vorhandenen Brücken nicht 
mehr- ausreichen. Um empfind­
liche Störungen des Verkehrs 
zu vermeiden und die Brücken 
zu entlasten, soll unter dem 
Hudson-Strom ein Riesentunnel 
gebaut werden, der New York 
mit New Jersey verbindet. Die­
ser Tunnel soll ausschließlich 
■für Automobile und Fahrräder 
reserviert werden. Der Senat 
hat die betreffende Gesetzes­
vorlage bereits angenommen. D i e „Bodensee“ (Deutsche Luftschiffahrts-Akt.-Ges.), von Friedrichshafen kommend, über 

dem Landungsplatz Berlin-Staaken.

Luftverkehr.
Internationale Luftfahrt-Konvention. 

Die zwischen den interalliierten Staaten geschlossene 
Konvention erkennt die unbeschränkte und ausschließliche 
Staatshoheit jeden Staates bezüglich des Luftbereichs über 
seinem Gebiet einschließlich der Hoheitsgewässer an. Die 
neutralen Staaten und der Komplex der bisherigen Mittel­
mächte gehören der Konvention noch nicht an. Ihre Auf­
nahme dürfte aber als praktische Notwendigkeit wohl nm 
eine Frage der Zeit und jedenfalls bezüglich Deutschlands 
sehr anzustreben sein, damit es von den beengenden Fesseln 
des lediglich innerstaatlichen Luftverkehrs befreit wird. 
Nachdem der Konventionstext voraussichtlich auch die Luft­
straßenmarkierung, das Signal- und Zeichenwesen auf inter- 
natidnaier Grundlage einheitlich geregelt haben wird, werden 
wir auch auf diesen Gebieten nun bald entsprechend handeln 
können. Es war dies bisher nicht möglich, weil wir Gefahr 
gelaufen wären, kostspielige Anlagen, Markierungen u. a. m. 
zu schaffen, die, weil evtl, nicht in Deckung mit den inter­
nationalen Abmachungen, wieder würden beseitigt werden 
müssen.

D e r F a 11 s c h i r m a u f V e r k e h r s f 1 u g z e u g e n. 
Im Gegensatz zu England, wo die Vornahme von Fallschirm- 
versuchen den Fliegeroffizieren verboten wurde, legt man in 
Deutschland den größten Wert darauf, den Fluggästen die 
Verläßlichkeit und Einfachheit des Gebrauchs der Fall­
schirme als Rettungsgerät durch gelegentliche Proben an 
Bord vor Augen zu führen und dadurch das Vertrauen zu 
ihnen zu stärken. So sprang z. B. gelegentlich eines Passa­
gierfluges in Johannisthal am 19. Juli Leutnant Triebner aus 
500 m Höhe von einem Großflugzeug ab und landete wohl­
behalten. Von einem anderen Großflugzeug der Deutschen 
Luftreederei wiederholte er am 21. Juli mit einem Heinecke- 
Fallschirm, den Versuch aus 1000 m Höhe bei Leipzig. 
Dieser Versuch gewann besonderes Interesse dadurch, daß 
Lt. Triebner in einem wenig geeigneten Gelände niederkam 
und sich der Fallschirm-Mittelleine bediente, um bei der Lan­
dung die Sinkgeschwindigkeit zu regeln. Der Wind 
schien ihn gegen eine Fabrikmauer zu treiben; doch zeigte 
er, wie man durch Einziehen des Schirmes die Abwärts­
bewegung innerhalb genügender Grenzen in der Hand hat. 
Es gelang, durch rechtzeitiges Aufsetzen das Hindernis zu 
vermeiden.
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Staatliche Förderung der amerikani- 
seben Luftfahrt. Das Washingtoner Repräsentanten­
haus hat der Regierung 31 Millionen Dollar zur Anschaffung 
von 1100 Heeres-, Marine- und Postflugzeugen bewilligt. 
Die Osthälfte der Vereinigten Staaten ist hinsichtlich der 
Flugplätze, Flugstützpunkte, Notlandeplätze und bezüglich 
der Fluglinienführung fertig durchgearbeitet. Das Ergeb­
nis der Vorarbeiten ist in einer Karte niedergelegt.

Nicht rostender Stahl für Flugzeuge. Die 
Firma Thos. Firth and Sons, Ltd., Sheffield,, empfiehlt ihren 
Spezialstahl, insbesondere für Flugzeuge. Sie hat seinerzeit 
zuerst den Stahlhelm geliefert. Neuerdings fertigt sie eine 
besondere Art nicht rostenden Stahles an, der ohne Farbe 
oder Lack zu verwenden und für Flugzeuge daher besonders 
geeignet ist.

Der französische Aeroklub hat die behörd­
liche Bestimmung angeregt, daß alle Verkehrsflugzeuge eine 
Ersatzluftschraube an Bord haben müssen.

Fluß- und Seeschiffahrt.
D r. Alfred Lohmann ist im Alter von 50' Jahren 

in seinem Landhause am Timmen­
dorfer Strand verschieden. Er 
entstammte einer alten Bremer 
Kaufmannsfamilie, war Senior­
chef der Bremer Import- und 
Exportfirma Lohmann &. Co., Prä­
sident der Bremer Handelskammer 
und Mitbegründer der Deutschen 
Ozeanreederei, die seinerzeit die 
Handels - U - Boote „Deutschland” 
und „Bremen” baute. Durch sein 
Wirken im Dienste der Kriegs­
wirtschaft und vor allem durch die 
mit so großen Hoffnungen einge­
leiteten Handels - U - Bootfahrten 
wurde sein Name weltbekannt.

Den Doktortitel führte er als Ehrengabe der Universität Kiel.

Der Weltschiffbau 1918. Nach Lloyds Register, 
dessen statistische Veröffentlichungen 1916 eingestellt wur­
den, jetzt aber für 1918 wieder vorliegen, ergibt sich für die
schiffbauliehe Entwicklung in der Welt 1913 und 1918 vor-
gleichsweise folgendes Bild:

1918 1913
Land Br.-T. Br.-T.

Vereinigte Staaten . . 3 033 030 276 448
Großbritannien . . . 1348 210 1 932 153
Japan ..................... 489 924 64 664-
Britische Kolonien . . 279 814 48 332
Niederlande . ... . 74 026 104 296
Italien..................... 60 791 50 356
Norwegen................. 47 723 50 637
Schweden ..... 39 583 21000
Dänemark . . . . . 26150 40 932
Spanien ...... 17 389 7 900
Frankreich................. 13 715 176 095
China......................... 11778' 9 000
Alle Länder zus. . . ■ 5 442133 2 781 813

Für Deutschland liegen keine verwendbaren Zählen vor. 
Die amerikanische und japanische Erzeugung ist erstaunlich 
gestiegen di© britische h&t sich, etwas vermindert.

■ ^^Länder zusammen produzierten 1918 doppelt soviel 
wie 1913. Endgültige Schlußfolgerungen lassen sich aus

.en a^er uoeh nicht ziehen. Der amerikanische 
Schiffbau ist ein Treibhausgewächs. Ohne Zweifel wird 
a England, das jetzt auch in seinen eigenen Kolonien be­
achtenswerte Konkurrenten findet, für die Zukunft einen sehr 

viel schwereren Stand als Frachtfahrer der Welt haben als 
bisher.

W a s s e r s t r a ß e n v e r b i n d u n g N o r d s e e— 
Mittelmeer. Das französische Ministerium hat über die 
projektierte Wasserstraßenverbindung Nordsee—Mittelmeer 
einen Plan ausgearbeitet, der sich besonders mit der Rhein­
strecke Basel—Straßburg befaßt. Hier soll parallel zum 
Rhein auf elsässischem Gebiet ein Kanal gegraben werden, 
der eine ununterbrochene Fahrt von Basel nach Rotterdam 
ermöglicht.

Für den B au von Beton s ch if f e n hat Eng­
land jetzt etwa 20 Schiffswerften, während Amerika nur 2 
besitzt. Ein amerikanischer 5000-t-Dampfer hat inzwischen 
eine, erfolgreiche Probefahrt zurückgelegt. England baut 
eine große Gruppe von 1000-t-Schiffeni aus Beton. Boi 200000 t 
Schiffsraum, der im Bau ist, werden 70 000 t Stahl gespurt.

Nachrichtenverkehr
D a s d r a h 11 o s c Z e i t s i g n a. 1, das schon vor dorn 

Kriege täglich zweimal für Schiffe, Sternwarten, Uhrmacher 
usw. gegeben wurde, wird jetzt wieder regelmäßig gesendet, 
Kurz vor 1 Uhr mittags und 1 Uhr nachts hört man im draht­
losen Empfänger tönende Signale. Am Schluß kommen drei 
lange Striche und im Augenblick, wo der letzte Strich zu Ende 
ist, ist die genaue mitteleuropäische Zeit 1 Uhr. Mit Hilfe 
der modernen Lautverstärker, wie sic in der drahtlosen Tele­
graphie angewendet werden, sind die Uhrzoiehen im ganzen 
Zlmmor, wo der Empfänger steht, deutlich zu hören, selbst 
wenn der Hörer frei auf dem Tisch liegt.

D r. p h i 1. ehren h. Georg Graf von Arco,
Chefingenieur der im Telefimken-Konzern vereinigten
Gesellschaften, feierte am 30. Au­
gust seinen 50. Geburtstag. Durch 
seine .Arbeiten einem wesentlichen 
Beitrag zur Entwicklung der' 
drahtlosen Telegraphie gegeben 
zu haben, ist das Verdienst des 
Grafen Arco, einer der wenigen 
überlebenden Pioniere dieses 
jüngsten stolzen Zweiges der 
Elektrotechnik. Im Gegensatz zu 
seinen früh verstorbenen Lehrern 
und Vorbildern Hertz, Slaby und 
Braun, deren Forschungen er um 
neue Ergebnisse bereicherte, 
deren Erfindungen er vervollstän­
digte und für die Praxis verwend­
bar machte, ist es ihm vergönnt gewesen, das Kind, an 
dessen Wiege er gestanden, nicht nur unter seiner pflegenden 
Hand wachsen und gedeihen zu sehen, sondern auch seine 
Zukunft gesichert und fest begründet zu wissen, als eine 
nicht mehr zu entbehrende Waffe im siegreichen Kampfe 
gegen Raum und Zeit.

L ante F e r n g es p r ä c h e. Die. Reichspostver­
waltung beabsichtigt dem lang empfundenen Uebelstando, 
daß die Ferngespräche meist nur schlecht zu verstehen sind, 
dadurch abzuhelfen, daß bei großen Entfernungen. Lautver­
stärker eingebaut werden, die das Fernamt automatisch bei 
den Fernsprechenden einschaltet. Mit solchen Apparaten 
wurden während des Kriegs einwandfreie Gespräche vom 
Hauptquartier im Westen bis Konstantinopel und weiter so 
laut geführt, als ob es sieh um ein Stadtgespräch handelte. 
Schwerhörige Personen werden die Möglichkeit haben, durch 
einen in die Telephonloituhg des eignen Hausapparates ein­
gebauten Lautverstärker Gespräche je nach Bedarf ohne 
Verstärkung, oder aber mit zehnfacher und dreihundertfac'her 
Stärke zu führen.
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Verschiedenes-
Die Regelung des deutschen Verkehrswesens 

war der Leitsatz einer Besprechung, zu der der Deutsche Verband 
technisch-wissenschaftlicher Vereine am 6.. September die Ver­
treter der beteiligten Kreise geladen hatte. Der Vorsitzende, 
Herr Geheimrat Burley, wies in den einleitenden Worten auf 
die Wichtigkeit der zu fassenden Beschlüsse hin und erteilte hier­
auf Herrn Regierungs- und Baurat Dr.-Ing. Wieneck e - 
Magdeburg zur Erstattung des Referates über den Verhandlungs­
gegenstand das Wort. Nach Erörterung der vom Vortragenden 
angeschnittenen Fragen und Wahl eines Sach verständigen-Aus­
schusses wurde eine Entschließung angenommen, in der es u. a. 
heißt:

„Die erschienenen Vertretungen aus Industrie, Handel und 
Technik erheben im Interesse der ‘ Wiederaufrichtung der deut­
schen Wirtschaft die Forderung, daß zu den staatlichen Arbeiten 
für die Vereinheitlichung des Verkehrswesens ein Beratungsaus­
schuß, der aus ihren Kreisen gebildet ist, herangezogen wird; Bei 
den erweiterten Verkehrsaufgaben des Reiches darf diese Beratung 
nicht erst bei späteren Gesetzes- und Verwaltungsvorsehlägen er­
folgen, sondern sie muß schon bei der Einrichtung der Behörden 
einsetzen, die diese Arbeit, übernehmen.“

E ine U eberbr ü c k u n g d e s K1 e i n e n B e 11. Der dä­
nische Verkehrsminister wird demnächst eine Gesetzesvorlage be­
treffend den Bau einer Eisenbahnbrücke über den Kleinen Belt 
einbringen. Die Pläne liegen fertig vor und bilden ein besonderes 
Glied in der Kette der Vorbereitungen, die für die Ausgestaltung 
der Anschlüsse nach dem Abtretungsgebiet von Nordschleswig ge­
troffen worden. Die betreffende Brücke soll 42 in hoch und etwa 
700 m lang werden, so daß die. größten Schiffe unter ihr fahren 
können. Der Kleine Belt ist an der Brückenstelle bis zu 26 m 
tief und von starken Strömungen durchzogen.

Zn einer Hochschule für V e r k eh r sw es« n soll 
die seit 1914 bestehende Hochschule für Hotelwesen in Düssel- 
d o r f ausgebaut worden. In ihr sollen die Gesetze, die das Ver­
kehrsleben regeln, gelehrt werden. Dio neue Hochschule rechnet 
damit, daß die großen deutschen Verkehrsorganisationen, die 
Eisenbahn-, Post- und Telegraphenverwaltungcn, die Kleinbahn- 
Direktionen und auch die neuen Luftverkehrs-Unternehmungen 
sie nach Kräften unterstützen werden. . Das Wintersemester be­
ginnt am 15. Oktober; Vorlesungsverzeichnisse versendet das Se­
kretariat.

Der K ra f t v er brau c h der Welt. ©er gesamte Kraft- 
veribrauch der Welt beläuft sich auf etwa 75 Milk PS. Der Kraft- 
verbrauch der Eisenbahnen wird mit 21 Mill., der der Schiffahrt mit 
24 Mill. PS. veranschlagt. Von den 76 Mill, PS. entfallen 29 Mill. 
PS. auf die Vereinigten Staaten, 13 Müll. PS. auf Großbritannien, 
24 Mill. PS. auf das europäische Festland, 6 Mill. PS. auf die bri­
tischen Kolonien und 3 Mill. PS. auf Asien und Südamerika. Die 
Wasserfälle verschaffen der Industrie zwischen 15 und 16 Mill. PS., 
davon entfallen 7 Mill. PiS. auf die Vereinigten Staaten. Deutseh- 
land hat seine Wasserfälle am besten ausgenutzt, nämlich 43,4 
v. II. der gesamten Wasserkraft des Landes, Spanien-hat 25,5, die 
Vereinigten Staaten 24,9, Italien 24,4, Großbritannien 8,3, Rußland 
5 und Norwegen 20,4 v. H. der Wasserkraft nutzbar .gemacht. Groß­
britannien steht mit der Ausnutzung seiner Wasserkraft weit zu­
rück. Nach angestellten .Berechnungen würden die Wasserfälle 
ein Zehntel des gesamten Kraftbedarfs des Landes decken 
können.

E n g 1 i s e h e u n d amerikanische Eise n - und 
S t a h 1 p r e i s e. Die nachstehend wiedergegebenen englischen 
und amerikanischen Eisenpreise hissen erkennen, welche Gefahr 
der englischen Eisenindustrie nach Aufhebung der britischen Ein­
fuhrbeschränkungsorder am 1. 9. 19 im eigenen Lande von Seiten 
Amerikas droht. Bei den Preisen ist die vor kurzem eingetretene
Erhöhung der Kohlenpreise um 6 sh/t schon berücksichtigt.
Es kostet 1 t (in engl. Pfd.) in England in Amerika
Schienen . . ............................
Schiffsplatten...........................
Stangen (Crown bars) . . '.
Roheisen . . ■ • •

10.—.
14.—.
11.15.
6.—.

17.10 
19.—
22.10
9.—

S a m m o 1 m a p p e n f ü r No r m b 1 ä 11 e r. Der Normenaus­
schuß der Deutschen Industrie, Berlin NW 7, Sommerstr. 4a, hat, 
vielfachen Anregungen folgend, zur Aufbewahrung der NI Norm­
blätter Sammelmappen anfertigen lassen.

Patentberichte.
Deutsche Patente

des Haupt-, Neben- und K1 e i n b a h n w e s e n s.
Patenterteilungen: 313 992. — Mittelpufferklauen­

kupplung. Ludwig Scheib jr., Kaiserslautern.
313 945. — Aus Rohrgelenken bestehende Luftdruckleitung für 

Bremsen. Joseph Plank u. Xaver Buck, München.
313 367. — Radsatz mit einem festen und einem losen Rade. 

F, C. Glaser und R. Pflaum, Alleinverkauf der Kruppschen Feld-, 
Forst- und Industriebahnen G. m. b. H., Berlin. — Die Achse a 
ist bei a1 und a2 in üblicher Weise unter dem Fahrzeug gelagert. 
Das Laufrad b ist derartig auf der Achse, befestigt, daß der Durch­
messer der Achse der Bohrung des Laufrades entspricht, welch 
letzteres hydraulisch auf den Achsschenkel a3 aufgepreßt wird. 
Das zweite Laufrad c hat eine größere Bohrung als der Achs­
schenkel a4, und es wird auf letzteren zunächst eine mit Flansch 
dl versehene Büchse d hydraulisch aufgepreßt, welche der halben 
Länge der Radnabe und im Durchmesser der Bohrung des Lauf­

rades c entspricht. Die Büchse d ist auf diese Weise unverrück­
bar mit dem Achsschenkel ■ d1 verbunden. Dann wird das Lauf­
rad c auf den Achsschenkel a4, und die Büchse d auf geschoben, 
so daß sich die innere Stirnfläche der Nabe des Laufrades c gegen 
den Flansch d1 der Büchse d anlegt. Darauf wird eine zweite 
Büchse e von gleicher Länge und mit Flansch e1 auf den Achs­
schenkel gleichfalls hydraulisch aufgepreßt, wobei die äußere 
Stirnfläche der Nabe gegen den Flansch e1 der Büchse e anliegt. 
Die Büchsen d und e, welche in der Mitte der Bohrung des Rades e 
Zusammenstößen, sind auf diese Weise unverrückbar mit dem 
Achsschenkel verbunden, während das Laufrad c auf den Büchsen 
d und e zwischen den Flanschen d1 und e1 sich frei drehen kann. 
Auf diese Weise ist eine zuverlässige Befestigung des lose laufen­
den Rades auf dem Achsschenkel a4 erzielt.

313 920. — Prellbock für Eisenbahnfahrzeuge. Arthur Jäckel 
u. Richard Just, Johannisthal b. Berlin.

313 921. — Automatische Sicherung gegen das üeberfahren von 
Haltsignalen. August Riemer, Sanderbusch i. Oldenbg.

314 086.—Einrichtung, um das Bostehlen geschlossener Eisen­
bahnwagen zu verhindern. Heinrich Paulus, Eisenbahnkonstruk­
tionen, Aachen.

314 098. — Verfahren zur Ermöglichung des Zusammenurbei- 
tens der Luftsaugebremse mit der Druckluftbremse. Knorr- 
Bremse, A.-G., Berlin-Lichtenberg.

314 114. — Gelenk-Kreuzdrehscheibe. Eschweiler Bergwerks- 
Verein, Eschweileraue.

Patentanmeldungen: H. 76829/20 f. — Luftsauge­
bremse mit Zusatzbremszylinder. Gebrüder Hardy, Wien. ■

E. 23 830120 h. — Hemmschuh für Eisenbahnfahrzeuge. Hein­
rich Erlenkamp, Dortmund.

L. 46 772/20 c. — Vorrichtung für Entlüftung von Heizkörpern. 
Axel Julius Larsson, Rönninge, Schweden.

L. 46 028/20 e. — Seitenkupplung für Eisenbahnfahrzeuge. 
Carl Lenz, Magdeburg-S.

D. 35 430/20 i. — Stationsanzeiger. Eduard Döll, Gotha.
K. 63 018/20 e. — Selbsttätige Eisenbahnkupplung. Matthäus 

Kurtz, Stuttgart-Gaisberg.
R. 47 300/20 e. — Eisenbahnkupplung. Georg Richard Richter,. 

Zschopau i. Sä.
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H. 75 518120 h. — Vorrichtung zum selbsttätigen Schmieren 
von Radflanschen. Alfred Hofmann, Zürich.

H. 77 028/20 f. — Luftsaugebremse für Eisenbahnfahrzeuge. 
Gebt. Hardy, Wien.

A. 31 622/20 f. — Dichtungsring für Schienenbremsen. A. E. G-, 
Berlin.

B. 89 162'20 i. — Elektrische Zugsicherung. Albert Beyer- 
maim u. Karl Beyermann, Haida i. Böhmen.

Deutsche Patente des Straßenbahn wesens.
Patenterteilungen: 313 894. — Streckenbezeichnung 

für Straßenbahnwagen. Max Albrecht, Dortmund.
314212. — Straßen- und Schienenfahrzeug. Oesterreichische 

Daimler Motoren A.-G., Wiener-Neustadt.
314 016. — Einrichtung zur Steuerung von Elektromotoren, 

insbesondere für Bahnzwecke. A. E. G,, Berlin.
314 264. — Personenwagen für Bahnen, Omnibusse und ähn­

liche Fahrzeuge. Daniel Flamm, Budapest.
314265. — Stellvorrichtung an Weichen. Anders Julius Joest 

u. Peter Hansen, Randers, Dänemark.
314213. — Spursicherung für die Stromabnebmerrolle elek­

trischer Bahnen. Karl Lange, Louisa N.-M., Kr. Ost-Sternberg.
314 413. — Stromabnehmer für elektrische Bahnen. Willy 

Lindenstaedt, Berlin.
314 369. — Stromabnehmer für elektrisch betriebene Fahr­

zeuge. Erich Vogt, Berlin.
314 442. — Einrichtung zum selbsttätigen Abschalten der An­

fahrwiderstände elektrischer Triebmaschinen. Edwin Sieg, Berlin.

Personalnachrichten.
Deutsches Reich. Dem Marinebaurat Bultmann ist 

die nachgesuchte Entlassung aus dem Reichsdienst erteilt worden.
B aden. Der Oberbaurat Otto Hauger ist zum Vorstand der 

Bauabteilung, der Generaldirektion der Staatseisenbahnen ernannt 
und der Vorstand der. Bah.nbauinspektion 2 Freiburg, Oberbau­
inspektor Otto Markstahler, nach Karlsruhe versetzt und der 
Generaldirektion der Staatseisenbahnen zugewiesen worden.

Den Regierungsbaumeistern Friedrich W i e 1 a n d t bei der 
Generaldirektion der Staatseisenbahnen und Karl Koch bei der 
Bezirksbauinspektion Heidelberg sind die etatmäßigen Stellen von 
zweiten Beamten der Hochbauverwaltung übertragen worden.

Bayern. Der Ministerialdirektor des Staatsministeriums für 
Verkehrsangelegenheiten Hans v. Bredauer tritt auf sein An­
suchen unter Anerkennung seiner ausgezeichneten Dienstleistung 
in den Ruhestand.

Der Vorstand der Bauinspektion . Würzburg, Regierungsrat 
Friedrich Glück, ist auf sein Ansuchen in gleicher Diensteigen­
schaft als Vorstand an die Bauinspektion I Nürnberg in etat­
mäßiger Weise versetzt, der Vorstand der Betriebs- und Bauinspek­
tion Buchloe, Direktionsrat Adolf Schnabl, zum Regierüngsrat 
und Vorstand der Bauinspektion Würzburg in etatmäßiger Weise 
befördert, und der Direktionsrat der Eisenbahndirektion Würzburg, 
Robert Wagner, in gleicher Diensteseigenschaft als Vorstand an 
die Maschineninspektion Schweinfurt in etatmäßiger Weise be­
rufen worden.

Der. Bauamtsassessor bei dem Landbauamt Kempten, Leon­
hard Wurzinger, ist zum Bauamtmann außer dem Stande der 
Regierung von Mittelfranken in etatmäßiger Weise befördert.

Durch Entschließung des Staatspräsidenten sind der Abtei- 
lungsingenieur tit. Eisenbahnbauinspektor Ensinger bei der 
Eisenbahnbauinspektion Reutlingen zum Vorstand. detr Eisenbahn- 
bauinspektion Rottweil mit der Dienststellung eines Eisenbahn­
hauinspektors des äußeren Dienstes, und die Abteilungsingenieure, 
Vorstände von Eisenbahnbäusektionen ■ B i.h l.m e y e r in Ulm, 
Häb er le in Bibrach und Gauger ‘in Ludwigsburg zu Eisen- 
bahnbauinspektoren des äußeren Dienstes auf ihren jetzigen Stellen 
befördert, der Oberbaurat Stahl bei der Generaldirektion der 
Staatseisenbahnen, die Bauräte Dulk, Vorstand der Eisenbahn- 
bauinspektion Reutlingen, und B o s e, Vorstand der Eisenbahn­

telegrapheninspektion Kannstatt, auf Ansuchen in den Ruhestand 
versetzt worden.

Der Regierungsrat Hugo Scheiblögger, Vorstand der 
Bauinspektion Ludwigshafen a. Rhein, ist gestorben.

Preußen. Die preußische Staatsregierung hat den Ge­
heimen Baurat Anger zum Oberbaudirektor und Ministerial­
direktor im Ministerium der öffentlichen Arbeiten ernannt.

Regierangs- und Baurat Proske, Vorstand des Eisenbahn- 
Betriebsamtes HB, Berlin, ist vom 16. September d. J. ab zur 
Eisenbahndirektion Berlin versetzt und mit der Wahrnehmung der 
Geschäfte eines Mitgliedes dieser Behörde betraut.

Dem Oberbaudirektor und Ministeriraldiroktor Wirklichen Ge­
heimen Rat Dr.-Ing. Wichert und c|em Regierungsbaumeister 
des Maschinenbaufaches Ottomar Fratsehner ist die nach- 
gesuchte Entlassung aus dem Staatsdienst erteilt worden.

Geh. Baurat Robert Siegel, früher Mitglied der Eisenbahn* 
direktion Erfurt, ist gestorben.

Versetzt ist: der Regierungsbaumeister dps Wasser- und 
Straßenbaufaches M e i ß n e r von Bromberg nach Langenfeld.

Zur Beschäftigung sind überwiesen: der Regioningsbaumnislor 
des Wasser- und Straßenbaufaches Thien der Wasserstrnßon- 
direktion in Hannover.

Die Staatsprüfung haben bestanden: die Regicrungsbaafülirer 
Dr.-Ing. Gerhard S c h rüde r, Hellmut 8 i e m s s o n, Karl B a u e r 
und Erich Bardow (Wasser- und Straßenbaufach); — Oskar 
Schröder und Bernhard Hiledorf (Eisenbahn- und Strußeu- 
baufach).

Der Bergassesor Ernst Blümel in Naumburg a. d. Saale ist 
zum ordentlichen Professor an der Technischen Hochschule Aachen 
ernannt worden.

Der Geheimo Regierüngsrat Friedrich Romberg, früher 
Direktor der stabil. vereinigten Maschinenbauschulen in Köln, ist 
gestorben.

Sachse n. Der Oberbaurat Karl Heinrich R e i n h o 1 d in 
Chemnitz ist gestorben.

Württemberg. Durch Entschließung des Staatspräsiden­
ten ist an der Bauingenieürubteilung der Technischen Hochschule 
Stuttgart die ordentliche Professur für Baukonstruktionon und 
Eisenbahnhochbau dem Stadtbaurat Adolf Göller in Ulm. die 
ordentliche Professur für eiserne Brücken, Statik sowie Eisenhödi- 
bau und Industriebau dem Regiornngsbaumoister .Dr.-Ing. M n i o r- 
Leibnitz, Vorstandsmitglied der Maschinenfabrik Eßlingen, 
übertragen worden.

Durch Entschließung des Staatspräsidenten ist der Baurat 
Hartmann, Vorstand der Eisenbahnhauinspoktion Ludwigs­
burg, auf Ansuchen in den Ruhestand versetzt worden.

Vereinsmitteilungen.
Verein D e u t s cher Straße nb ahn- u.nd 

K1 e i n b a h n - V e r w a 11 u n g e n. Rücksichtslos werden 
in den besetzten Gebieten deutsche, der feindlichen Sprache 
nicht mächtige Beamte der Straßenbahnen und Kleinbahnen 
aus ihren Stellungen entfernt. Zahlreiche Familien sind 
der Not preisgegeben, wenn nicht schnell für die Unterbrin­
gung ihrer Ernährer gesorgt wird. Da sich die Gesuche 
um unsere Vermittlung bei der Erlangung von Stellen täg­
lich mehren, bitten wir unsere Mitglieder unter Erinnerung 
an unser Rundschreiben Nr. 452 vom 18. 2. 19 hierdurch 
nochmals dringend, freie Stellen jeder Art unver­
züglich dem Verein nach Berlin SW. 11, Dessauer Str. 1, 
bekanntzugeben.

Das vorliegende Heft der „Verkehrstechnik“ enthält die 
Ausschreibung der durch den Tod des Herrn Baurat Otto 
freigewordenen Stelle eines Direktors der Großen Berliner 
Straßenbahn.

Bücherschau.
Die Zukunft der direkten E i s e n b a h n t a r i f e 

und ihrerAbreclinung in Borücksichtigungdee 
polttiseien Umsturz es. Von Hofrat Dr. Roeder (Wien) 
und Oberstaatsbalmrat Dr. Weits eh (Wien). Verlag Ignatz 
Rippel, Wien und Leipzig, 1919.
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